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HISTORISCHER BUNDESPARTEITAG

ERSTER EBERHARD-DIEPGEN-PREIS VERLIEHEN
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Liebe Leserinnen und Leser,

es war ein historischer 
Bundesparteitag, der am 2. Ad-
ventswochenende in Hamburg 
stattfand: Nach 18 Jahren an der 
Spitze der CDU Deutschlands ist 
Angela Merkel als Bundesvorsit-
zende verabschiedet worden. Erst 
wenige Tage zuvor kürte sie das 
US-Magazin „Forbes“ zum ach-
ten Mal in Folge zur mächtigsten 
Frau der Welt. Die Delegierten 
in Hamburg verbeugten sich vor 
ihrer Leistung für unsere Partei 
und für Deutschland - und zoll-
ten ihr mit stehenden Ovationen 
dankbar Respekt. 

In ihrer immer wieder auch 
emotionalen, rückblickenden 
wie zugleich nach vorne gerich-
teten Rede, die wie gewohnt auch 
Humor nicht vermissen ließ, 
zeichnete Angela Merkel noch 
einmal die großen Linien und 
künftigen Herausforderungen 
auf, denen sich unsere Volks-
partei und Deutschland zur 

Stunde gegenüber sehen. An die 
Bewältigung dieser Herausforde-
rungen macht sich nun unsere 
neue CDU-Bundesvorsitzende, 
Annegret Kramp-Karrenbauer, 
die im zweiten Wahlgang knapp 
gegen Friedrich Merz gewann. Es 
war der krönende Abschluss ei-
nes leidenschaftlichen und stets 
sehr fairen Wahlkampfs in den 
vergangenen Wochen, der mit 
„AKK“, Friedrich Merz und Jens 
Spahn die Breite und die Stärke 
unserer Volkspartei eindrucks-
voll sichtbar machte. 

Wie spannend und wie be-
deutsam unsere Partei ist, bewies 
das enorme Interesse in Ham-
burg: Die Messehalle platzte aus 
allen Nähten. Weit über tausend 
Journalisten und internationale 
Delegationen waren unter den 
Gästen. Die CDU Deutschlands 
ist eben eine der wenigen ver-
bliebenen Volksparteien unserer 
Zeit - vermutlich die einzige in 
Europa. Auch das ist in Hamburg 
deutlich geworden. Umso stolzer 

können wir auf unsere Breite und 
auf unsere Stärke sein - nicht zu-
letzt, weil wir gelernt haben, das 
Verbindende über das Trennende 
zu stellen. 

Mit Annegret Kramp-Karren-
bauer steht zum zweiten Mal eine 
Frau an der Spitze der CDU. Sie 
hat sich in der Vergangenheit wie-
derholt durch großen Mut ausge-
zeichnet und hat als Generalse-
kretärin den Prozess an unserem 
neuen Grundsatzprogramm sehr 
engagiert angestoßen. Annegret 
Kramp-Karrenbauer ist nah an 
den Menschen und hat den Mit-
gliedern der CDU auf ihrer Tour 
durch Deutschland, nicht zuletzt 
auf ihrem Besuch bei uns in der 
Berliner Stadtmission am Haupt-
bahnhof, aufmerksam zugehört. 
Ich wünsche ihr alles erdenklich 
Gute für die große Aufgabe in den 
nächsten Jahren. Die CDU Berlin 
freut sich auf die Zusammenar-
beit mit ihr. Ebenso gratulieren 
wir Paul Ziemiak zur Wahl zum 
neuen CDU-Generalsekretär.

Ich wünsche Ihnen und Ihren 
Familien ein Frohes Weihnachts-
fest und einen guten Rutsch ins 
Neue Jahr. 

Herzliche Grüße

Prof. Monika Grütters MdB 
Landesvorsitzende

NEULICH IM NEWSLETTER

Jeden Freitag gibt es den 
aktuellen Newsletter des 
CDU-Generalsekretärs Stefan 
Evers. Hier einige Auszüge. 
Anmeldung unter Aktuelles 
auf www.cdu.berlin

Es war ein historischer 

Bundesparteitag in Hamburg

Wohnen in Berlin ist teuer gewor-
den! In den vergangenen Jahren 
sind 40.000 bis 50.000 Menschen 
jährlich nach Berlin gezogen, der 
Wohnraum wird knapp und die 
Mieten steigen. So müssen Mieter 

heute im Durchschnitt 104% mehr 
Miete zahlen als noch vor zehn 
Jahren. Nicht nur Haushalte mit 
einem geringen Einkommen ha-
ben Problem ihre Miete zu zahlen 
und erhalten daher als staatlichen 

Zuschuss das Wohngeld. Auch für 
immer mehr Durchschnittsver-
diener in Berlin wird es schwer, 
die Kosten für Ihre Wohnung aus 
eigener Kraft zu tragen. Sie sehen 
sich gezwungen, die Wohnungen 
zu wechseln, in zahlreichen Stadt-
teilen kommt es infolge dessen 
zu einer sozialen Entmischung.

Die CDU Berlin möchte die-
se Entwicklung 
stoppen. Hier-
zu sollen auch 
die mittleren 
Einkommen 
einen laufen-
den staatlichen 
Zuschuss zu ih-
ren Wohnkos-
ten erhalten. 
Die Fördersys-
tematik ist einfach erklärt: Bis zu 
einem bestimmten Einkommen 
sollen Mieter durch ein „Berliner 
Mietergeld“ unterstützt werden. 

Voraussetzung hierfür ist, dass die 
Nettokaltmiete ihrer Wohnung  
8 Euro überschreitet und weniger 
als 13 Euro beträgt. Zudem gilt 
abhängig von der Haushaltsgrö-
ße ein bestimmtes Limit für die 
Wohnfläche. 

Das „Berliner Mietergeld“ 
würde nicht nur die Mieter selbst 
entlasten und zum Erhalt der so-

zialen Durch-
mischung in 
den Vierteln 
b e i t r a g e n . 
Durch höhere 
E i n na h me -
möglichkeiten 
würde für Bau-
unternehmer 
die Attraktivi-
tät zur Schaf-

fung von Mietneubauten in dem 
Segment erhöht und das Wohn-
raumproblem so an der Wurzel 
angegangen werden.

Bei der ersten Verleihung des 
Eberhard-Diepgen-Preises hat 
„Rabauke e.V.“ den mit 4.000 Euro 
dotierten Hauptpreis gewonnen. 
Der Verein engagiert sich seit 
Jahren für Kinder, Jugendliche 

und Familien und wurde für sein 
Projekt „Weihnachten für alle“ 
ausgezeichnet.

Die Freude war groß bei Ker-
stin Köppen und Stefan Valentin 

als sie an diesem Novemberabend 
im Schloss Friedrichsfelde die 
Siegerurkunde und den Scheck 
über 4.000 Euro in den Händen 
hielten. Seit mehr als einem 
Jahrzehnt engagieren sich die 
Vorstandsmitglieder mit ihrem 
Verein „Rabauke“ ehrenamtlich 
für Familien, deren Stabilität ins 
Wanken geraten ist. Nun wur-
den sie zum ersten Mal dafür 
ausgezeichnet – mit dem Eber-
hard-Diepgen-Preis für sozialen 
Zusammenhalt. 

Mit dem Preis, der eng mit 
dem Wirken des ehemaligen Re-
gierenden Bürgermeisters ver-
bunden ist, möchten die Berliner 
Christdemokraten Initiativen 
würdigen, die sich in herausra-
gender Weise um den sozialen 
Zusammenhalt in Berlin verdient 

gemacht ha-
ben. „Für 
diesen Preis 
hätte es kei-
nen besse-
ren Namen 
geben kön-
nen“, sagte 
die Landes-
vorsitzende 
der Berliner 
CDU, Moni-
ka Grütters bei der Preisverlei-
hung. In ihrer Rede würdigte sie 
nicht nur das beeindruckende 
soziale Engagement Diepgens, 
sondern zeigte auch auf, wie sehr 
das Soziale, die christliche Nächs-
tenliebe, die Politik der CDU von 
Anfang an geprägt hat. 

Nächstenliebe steht auch im 
Mittelpunkt des Projekts „Weih-
nachten für alle“, für das „Rabau-
ke“ ausgezeichnet wurde. Dabei 

werden Wünsche von Kindern, 
die aus unterschiedlichen Grün-
den keine Weihnachtsgeschen-
ke erwarten können, auf Karten 
gedruckt und an den großen 
Weihnachtsbaum in Borsigwal-
de gehängt. Dort können sie von 
Spendern abgenommen werden, 
die den Gegenwert des Geschenks 
begleichen, und „Rabauke“ küm-

mert sich darum, das Präsent den 
Kindern zukommen zu lassen. 

Für diese eindrucksvolle 
Aktionen hatte Sabine Berg-
mann-Pohl, Vorsitzende der Jury 
für den Eberhard-Diepgen-Preis, 
viel Lob übrig: Angesichts so zahl-
reicher überzeugender Bewerber 
sei der Jury, der unter anderem 
auch der Landesvorsitzende des 
Unionhilfswerks, Thomas Georgi, 
und die Vorsitzende des Paritä-
tischen Wohlfahrtsverbandes, 
Barbara John, angehörten, die 
Wahl nicht leicht gefallen, beton-
te Bergmann-Pohl. „Uns war es 
wichtig, das Scheinwerferlicht 
auch einmal auf Initiativen zu 
werfen, die in der öffentlichen 
Wahrnehmung sonst wenig Be-
achtung finden. Initiativen, die 
mit viel persönlichem Engage-
ment still, bescheiden und sehr 
kontinuierlich für den sozialen 
Zusammenhalt in unserer Stadt 
eintreten“, so Bergmann-Pohl. 

Das ist der Berliner CDU mit 
diesem Preis gelungen. „Jetzt kön-
nen wir sagen, wir werden wahr-
genommen, Menschen sehen, was 
wir machen“, resümierte Kerstin 
Köppen stolz.

Bauland ist in Berlin ein 
knappes und kostbares Gut, aber 
der Senat hält an überflüssigen 
Flüchtlingsunterkunftsplätzen 
fest. Elf modulare Flüchtlingsun-
terkünfte (MUFs) hat der Senat 
mit vereinfachtem Baurecht in 
Naturschutz- und Wohngebie-
ten inzwischen hochgezogen. Der 

Bau von 42 weiteren Betonplat-
tenbauten für je 500 Personen 
ist geplant. Und dies, obgleich 
die Flüchtlingszahlen von 55.001 
(2015) auf 7.445 (Hochrechnung 
für 2018) gesunken sind. 2018 
gibt es bereits 6184 nicht belegte 
Plätze, 6.904 Plätze sollen in den 
nächsten Jahren durch Einrich-
tungsschließungen wegfallen.

In Berlin wohnen rund 85 Prozent 
der Menschen zur Miete. Trotz 
zahlreicher mieterschützender 
Maßnahmen, die auch auf Initi-
ative der CDU Berlin beschlossen 
wurden, hat sich die Situation für 
Mieter in den vergangenen Jahren 
aufgrund der Verknappung des 

Wohnraums stark angespannt. 
Doch selbst wenn der Bau von 
bezahlbarem Wohnraum nun 
endlich tatkräftig angegangen 
würde, bräuchte es viel Zeit, um 
die jahrelangen Versäumnisse 
von Bausenatorin Lompscher (Die 
Linke) aufzuholen. Um die Situati-

on der Mieter rasch zu verbessern, 
setzen die Berliner Christdemo-
kraten auf mehr Mieterschutz. 
Zu diesem Zweck haben sie die 
„Mieterunion“ gegründet. 
Die Mieterunion versteht sich als 
Interessenvertretung für Mieter 
in Berlin und soll durch Bera-
tungsangebote und Informati-
onsmaterialien insbesondere die 
Durchsetzung von Mieterrechten 
forcieren und dazu regelmäßige 

k o s t e n -
freie Mie-
tersprech-
stunden 
durchfüh-
ren. 
Sie errei-
chen die 
„Mieter-
u n i o n “ 
unter der E-Mail-Adresse  
mieterunion@cdu.berlin.

Mietergeld für die 
Mittelschicht

Bauland – ein 
kostbares Gut

CDU Berlin gründet  
die „Mieterunion“

Auch für immer mehr 
Durchschnittsverdiener  
in Berlin wird es schwer, 

die Kosten für Ihre 
Wohnung aus eigener 

Kraft zu tragen. 

Steigende Mieten belasten immer 
mehr Menschen bis weit in die 
Mitte der Gesellschaft – gerade in 
Ballungsräumen wie Berlin ist der 
Bedarf an bezahlbarem Wohn-
raum groß. 
„Das stellt uns 
vor enorme He-
rausforderun-
gen. Wir wollen 
nicht, dass Men-
schen aus ihren 
angestammten 
Wohnvierteln 
verdrängt wer-
den. Dagegen 
hilft langfristig 
nur eins: mehr, 
schneller, kos-
tengünstiger bauen, um den Woh-
nungsmangel zu beseitigen. Die 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion 
nimmt das Problem steigender 
Mieten sehr ernst“, so Dr. Jan-Mar-
co Luczak, Bundestagsabgeordne-
ter für Tempelhof-Schöneberg 

und Mietrechtsexperte der CDU/
CSU-Bundestagfraktion. 

„Der soziale Wohnungsbau 
wurde von den Ländern zu lange 
vernachlässigt. Jetzt braucht es 

große Kraftanstrengungen, das 
Versäumte aufzuholen. Um den 
Bau von dringend benötigtem 
bezahlbarem Wohnraum an-
zukurbeln, wird der Bund den 
sozialen Wohnungsbau deshalb 
stärker fördern. Dafür stellt er in 

dieser Legislaturperiode 5 Mil-
liarden Euro zur Verfügung. Mit 
der steuerlichen Förderung des 
Mietwohnungsneubaus schafft 
er außerdem Anreize für private 
Investoren, insbesondere in den 
sozialen Wohnungsbau zu inves-
tieren. 

Bis zum Ende der Legisla-
turperiode sollen insgesamt 1,5 
Millionen neue Wohnungen 
geschaffen werden. Daneben 
brauchen wir jedoch einen Mix 
verschiedener Maßnahmen, um 
auch langfristig Investitionen in 
den Bau neuer Wohnungen zu 
stärken: Mehr preisgünstiges 
Bauland, schnellere Genehmi-
gungsverfahren, die Abschaffung 
von Vorschriften, die das Bauen 
teuer machen und die Schaffung 
einer schlanken, einheitlichen 
Bauordnung. 

Viele dieser Maßnahmen 
liegen in der Zuständigkeit der 
Länder, die jetzt liefern müssen“ 
so Luczak. Leider sei der rot-rot-
grüne Senat in Berlin kraft-, ide-
en- und tatenlos und lasse so die 
Berliner Mieter im Stich.

Milliarden für den 
sozialen Wohnungsbau

Der Bundestagsabgeordnete Dr. Jan-Marco Luczak mit 
Tempelhofer Bürgern im Gespräch

Eberhard-Diepgen-Preis
für sozialen Zusammenhalt
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Wir Christdemokraten grenzen uns ab, aber nicht 
aus. Wir Christdemokraten streiten und zwar 
nicht zu knapp, aber niemals hetzen wir. Wir 
Christdemokraten machen keine Unterschiede 
bei der Würde der Menschen, wir Christdemo-
kraten dienen den Menschen unseres Landes.“

„

Was, wenn Gott  
einer von uns wäre?

Pfarrerin What if God is one of 
us? „Nur ein Chaot wie wir, nur 
ein Fremder im Bus, der versucht 
nach Hause zu kommen.“ So 
singt es Joan Osborne in ihrem 
Lied „One of Us“. 

Wie wäre es, wenn Gott heu-
te wirklich einer von uns wäre? 
Wenn er plötzlich vor uns stünde, 
als ganz normaler Mensch, mit 
dem man direkt sprechen kann.
Würden wir ihm denn überhaupt 
glauben?

Gott sagt es selbst - er zeigt 
sich in der Bibel in allen mögli-

chen Gestalten: Als Wetterphä-
nomen, als Säuseln im Wind, als 
ein eigenes Gefühl. 

Gott ist anders als wir es oft 
denken. Nicht fern und fremd 
im Himmel, sondern mitten un-
ter uns. Genau deshalb feiern 
wir Weihnachten, weil Gott sich 
uns zeigt.

Auch damals wurde er, ent-
gegen aller Vorstellungen eines 
großen Königs, klein und ver-
letzlich, als Baby in einem Stall 
geboren.

Mitten in unsere Welt, als 

einer von uns. 
Mit all den da-
zugehörigen Ge-
fühlen: Die Liebe, 
die Freude, die 
Schmerzen einer 
Geburt - nichts ist 
ihm fremd.

Und doch 
bedeutet sein 
Menschsein noch 
so viel mehr. Jesus 
kommt in unse-
re Welt, damit wir 
durch die Tiefen 

unseres Lebens nicht alleine 
gehen müssen. Denn er selbst 
ist in seinem Leben durch die 
Tiefen gegangen.

Er trägt unsere Lasten. Unse-
re Gedanken um unsere Zukunft 
oder die unserer Kinder. Unse-
re Sorgen um unsere Liebsten. 
Denn durch ihn zeigt Gott uns, 
dass er uns liebt. 

Er ist bei uns, wenn wir uns 
fragen wo unseren Platz in dieser 
oft so verwirrenden und kaput-
ten Welt ist. Denn er weiß was es 
bedeutet Mensch zu sein.

Und er weiß auch was es be-
deutet trotz all dem Menschlich-
keit zu zeigen. Deshalb macht 
er uns Mut menschlich zu sein. 
Vielleicht verlangten wir von Gott 
oft Dinge, an denen wir eigentlich 
selbst etwas ändern könnten. Sei 
es einander in Liebe zu begegnen, 
weniger zu streiten oder mutig 
und laut in dieser Welt auch für 
andere einzutreten.

Wir sind mehr, als wir es 
oft von uns selbst glauben. Weil 
Gott uns zeigt, was es bedeutet 
Mensch zu sein. Und wie wir wah-

re Menschlichkeit zeigen und uns 
in Liebe begegnen können.

Eine gesegnete Advents- und 
Weihnachtszeit wünscht Ihnen 
Theresa Brückner

Die angehende Pfarrerin 
Theresa Brückner, 31 Jahre, 
geboren in Berlin, findet 
auf Instagram und  Twitter 
unter therasaliebt.

Angela Merkel, Bundesparteitag in Hamburg

17:00 Uhr: Christvesper für Trauernde, 
Kapelle des Friedhofs Mariendorf, Frie-
denstr. 12-14, 12107 Berlin

17:00 Uhr: Christmette für Familien ge-
staltet vom Kirchenchor St. Augustinus, St. 
Augustinus, Dänenstr. 17, Prenzlauer Berg 

18:00 Uhr: Rundfunkgottesdienst mit 
Bischof Dr. Markus Dröge in der St.  
Marien-Kirche am Alexanderplatz

22:00 Uhr: Weihnachtsgottesdienst der 
Berliner Stadtmission im Berliner Haupt-
bahnhof mit Jocelyn B. Smith! 

23:00 Uhr: Christmette mit Erzbischof Dr. 
Heiner Koch, Sankt Hedwigs-Kathedrale, 
Bebelplatz, Berlin-Mitte

25.12.2018  
0.00 Uhr: Christmette, Rosenkranz- 
Basilika, Kieler Straße 11, Steglitz

WEIHNACHTSGOTTESDIENSTE

So geht´s nicht! 
Sagt Arne Herz zu Frau  
Senatorin Breitenbach
Stadtrat Arne Herz kritisiert 
Planungschaos beim Senat in 
Sachen Obdachlosigkeit

Und plötzlich ist es wieder 
Winter… Menschen, die auf der 
Straße leben, frieren und kämp-
fen ums Überleben. Und wieder 
reden wir über die Kältehilfe und 
anderes. Man muß anerkennen, 
dass Senatorin Breitenbach 
(Linke) die Anzahl der Plätze 
der Kältehilfe aufgestockt und 
früher bereitgestellt hat. Aber 
reicht das? Und bekämpft es 
Symptome? Brauchen wir nicht 
eher mehr Wohnungen, die be-
zahlbar sind oder am besten 
niedrigschwellige Angebote, um 
Obdachlose überhaupt wieder 
dazu bewegen zu können, nicht 

auf der Straße zu leben? Was tut 
der Senat dafür? Der Senat macht 
zwei große Konferenzen und das 
Ergebnis ist kaum sichtbar. Wie-
so reden wir nicht über viel mehr 
Projekte, bei denen man von der 
Übernachtung quasi Stockwerk 
für Stockwerk „aufsteigt“, sprich 
sich wieder an eine normale 
Wohnsituation gewöhnt? Von der 
Notübernachtung der Kältehilfe 
über eine wohngemeinschaft-
sähnliche Situation bis hin zu 
den eigenen vier Wänden. Inte-
ressenten unter den karitativen 
Trägern gibt es. Schlimm genug, 
dass der Senat über Wochen eine 
öffentliche Diskussion über die 
Öffnung von U-Bahnhöfen füh-
ren muss. Entweder will man das 
oder nicht, aber was ist an einer 

Entscheidung mit dem öffent-
lichen Unternehmen BVG zu-
sammen so schwer?! Hatte man 
gehofft, der Jahrhundertsommer 
würde ewig andauern? Ach und 
ganz vergessen, was ist eigentlich 
aus den MUF’s geworden? Au-
ßer dass die Bezirke mal wieder 
Standorte im Spätsommer prä-
sentiert bekamen, die keiner mit 
ihnen abgesprochen hatte. Kriegt 
der Senat das irgendwann mal 
mit den städtischen Wohnungs-
baugesellschaften gebacken? 
Oder führen die ein Eigenleben? 
Was war da noch gleich mit „gu-
tem Regieren“? Naja…

Das Konzept:
Seit 2014 „betreibt“ Klaus-Dieter 
Gröhler, Wahlkreisabgeordneter 
von Charlottenburg-Wilmersdorf, 
sein Bürgerbüro „Café Wahlkreis“. 

Das Café ist jedoch mehr als nur 
ein Wahlkreisbüro – Bürgerinnen 
und Bürger haben hier die Mög-
lichkeit, in gemütlicher Café-At-
mosphäre mit Ihrem Bundes-
tagsabgeordneten ins Gespräch 

zu kommen, an Veranstaltungen 
bspw. mit Botschaftern oder an-
deren Bundestagsabgeordneten 
teilzunehmen oder einfach auf 
einen Kaffee aus Fairtrade und 
selbstgebackenem Kuchen vor-
beizukommen und sich politisch 
zu informieren. Für Kaffee und 
Kuchen ist eine freiwillige Spende 
herzlich willkommen! 
Spenden für soziale Einrich-
tungen:

Empfänger dieser Spenden 
sind wechselnde Partner aus dem 
Wahlkreis, z.B. die Stadtmission, 
Schulen oder Bürgerinitiativen. 
Seit der Eröffnung sind 16 Einrich-
tungen aus dem Wahlkreis Part-
ner gewesen. Von den Spenden 
konnten u.a. für Obdachlose um 

den Bahnhof Zoo warme Mahlzei-
ten oder Kleidung beschafft wer-
den. Sollten Sie eine Idee haben, 
wer ein neuer Spendenpartner 
aus Charlottenburg-Wilmersdorf 
werden könnte, kontaktieren Sie 
gerne meine Mitarbeiter unter Tel. 
24 33 41 13. 
Deckel gegen Polio:

93,6 Kilo Deckel für 93 Leben 
ohne Kinderlähmung! Mit den 
46.500 in meinem Bürgerbüro 
„Café Wahlkreis“ gesammelten 
Deckeln von Einwegflaschen oder 
Milchtüten können 93 Impfungen 
gegen Kinderlähmung (Polio), u.a. 
in Afrika, finanziert werden. Ein  
herzliches Dankeschön gilt allen 
„Mitsammlern“ wie der Kita der 
Felsen-Kirchengemeinde, diver-

sen Schulen 
aus dem 
Wahlkreis 
Charlotten-
burg-Wilm-
ersdorf und 
den zahlrei-
chen Bürge-
rinnen und 
Bürgern! Alle haben beigetragen, 
dass Klaus-Dieter Gröhler nun-
mehr die erste Urkunde des or-
ganisierenden Vereins „Deckel 
drauf e.V.“ erhalten hat.

Weitere Informationen zum 
Projekt des Rotary Clubs „Deckel 
gegen Polio“ finden Sie unter 
www.deckel-gegen-polio.de. Seit 
dem Frühjahr 2018 ist das „Café 
Wahlkreis“ auch offizielle Abga-
bestelle für die Deckel. Kommen 
Sie vorbei: Zähringerstraße 33, 
10707 Berlin (Wilmersdorf), Nähe 
U-Bahnhof Konstanzer Straße.

Ihre Spenden für soziale Zwecke – ein 
Bürgerbüro, das mehr ist als nur ein Büro

Unmittelbar nach dem Ber-
liner Parlament ging es am Don-
nerstagabend für den CDU-Ab-
geordneten Maik Penn in die 
Berliner Kälte.  Der sozialpoliti-
sche Sprecher seiner Fraktion war 
wieder einmal mit dem Kältebus 
der Berliner Stadtmission unter-
wegs- bis drei Uhr in der Nacht. 
Voller Respekt für die Haupt- und 
Ehrenamtlichen, die dies im Win-

ter tagtäglich tun, wie Penn nach-
drücklich feststellt.

Auf Facebook teilt er seine 

Umfrage Soziales

Unsere Ende November gestartete Umfrage Soziales war ein 
voller Erfolg! Innerhalb von drei Tagen haben sich 759 Mitglie-
der beteiligt. Viele nutzten auch die Kommentarspalten, um 
individuelle Vorschläge zu den Themen Ehrenamt, Obdachlo-

GEMEINSAM GEGEN 
EINSAMKEIT

Gerade in der Adventszeit 
spüren viele ältere Menschen 
in unserer Stadt sie ganz beson-
ders – die Einsamkeit. Der eh-
renamtliche Besucherdienst der 
Malteser engagiert sich gegen 
die Vereinsamung von Senio-
ren und wurde dafür mit dem 
Eberhard-Diepgen-Preis aus-
gezeichnet.

Laut einer Studie fühlt sich 
jeder Fünfte über 85 Jahren ein-
sam. Viele sind aufgrund ihres 
gesundheitlichen Zustandes 
nicht mehr mobil und haben da-
her kaum Außenkontakt. Die Zu-
wendung und der Austausch mit 
den Ehrenamtlichen bringen 
ein kleines bisschen Licht in das 
Leben der betreuten Senioren – 
nicht nur zur Adventszeit. Derzeit 
engagieren sich insgesamt 46 
Freiwillige sowie 48 Hundehalter 
für den Besucherdienst. Im ver-
gangenen Jahr haben sie 2.700 
Besuche absolviert. Auch ein 
Telefonservice wird angeboten. 

Eindrücke beinahe in Echtzeit 
mit: „Das Telefon steht nicht still, 
einige Einrichtungen sind bereits 

überfüllt, es gibt Tee oder wir 
transportieren Obdachlose 
von A nach B, damit sie die 
Nacht nicht in der Kälte 
verbringen müssen. Freue 
mich, dass ich wie im letz-
ten Jahr wieder mit Yannick 
und Matthias mitfahren und 

das Team unterstützen darf!“ Die 
zahlreichen Begegnungen mit 
den Menschen auf der Straße 
haben schöne Momente, zum 

Beispiel wenn einer, der gerade 
in den Bus steigt, erklärt: „Geil, 
endlich warm.” Aber es gibt leider 
viel öfter, die Begegnungen, die 
anrühren und Fragen hinterlas-
sen. Penn schreibt unter anderem: 

„Nennen wir ihn Thomas. Er will 
in eine ganz bestimmte Einrich-
tung in Friedrichshain. Habe 
ihn gefragt was ihn auf die Stra-

ße brachte... Frau 
vor drei Jahren 
binnen sechs Wo-
chen an Lungen-
krebs gestorben. 
`Hat mich aus der 
Bahn geworfen`. 
Seither ist er mit 
kleinem Zelt und 
drei Schlafsäcken 
unterwegs...“ Und 
dann fragt sich 
der CDU-Sozial-
politiker: „Was ist 
wirklich wichtig 
im Leben?“

Wenn Sie 
helfen wollen, 
schauen Sie doch 
einmal auf www.

berliner-stadtmission.de/kaelte-
hilfe rein oder unterstützen Sie 
die Kältehilfe der Berliner Stadt-
mission sofort mit 5 €, indem Sie 
eine SMS mit dem Text „kalt“ an 
81190 senden.

Der Kältebus, der 
Wärme spendet
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sigkeit und Barrierefreiheit 
abzugeben. Besonders 
gefreut hat uns natürlich, 
dass sich viele der indi-
viduellen Vorschläge der 
Befragten auch in unserem 
letzten Wahlkampfpro-
gramm finden. Wer jetzt 
neugierig geworden ist, 
findet eine umfangreichere 
Auswertung der Umfrage 
unter dem Link: . Ein knap-

pe Zusammenstellung 
unserer Positionen im Be-
reich Soziales finden sich 
unter dem Link https://bit.
ly/2GcjCPX.
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1.600 Journalisten, 1.700 Gäste, 
1.001 Delegierte und über 400 
Anträge. Der 31. Bundespar-
teitag der CDU Deutschlands 
war in jeder Hinsicht ein his-
torischer. 

 

Auch wenn die Vorsitzendenwahl 
und der Abschied von Angela Mer-
kel nach 18 Jahren das größte In-
teresse auf sich zogen, so wurden 
in Hamburg viele weitere wichtige 
Entscheidungen getroffen, nicht 
zuletzt aus Berliner Sicht.

 Unsere Landesvorsitzende 
Monika Grütters wurde als Prä-

sidiumsmitglied bestätigt. Eben-
so wurde Elke Hannack in den 
Bundesvorstand wiedergewählt. 
Damit bleiben die Interessen der 
CDU Berlin weiterhin stark in der 
CDU-Spitze vertreten.

 Unter den 400 Anträgen zum 
Parteitag gab es mehrere aus Ber-
lin. So stellte die CDU Neukölln 
mit ihrem Vorsitzenden Falko 
Liecke einen umfassenden An-
trag zur Entwicklung eines „bun-
desweiten Clan-Konzepts“. Der 
Mord des Intensivtäters Nidal R. 
auf offener Straße in Berlin vor 
wenigen Wochen hat die Dring-

lichkeit dieses Themas vor Augen 
geführt.

Der Antrag wurde angenom-
men und sieht unter anderem 
eine einheitliche Definition von 
Clan-Kriminalität vor, die Auf-
forderung an die Bundesländer 
eigene Landesprogramme zu ent-
wickeln sowie die Anpassung des 
Datenschutzes: Denn Datenschutz 
darf nicht zum Täterschutz wer-
den, wie es in dem Antrag heißt.

 Zu den Hauptanträgen des 
Parteitags gehörte neben dem 
Fragenkatalog zum neuen Grund-
satzprogramm der Antrag des 

Bundesvorstands zum UN-Migra-
tionspakt. Mit großer Disziplin 
wurde der Antrag nach einem 

Mit einstimmiger Mehrheit beschloss der Bundesparteitag den 
Antrag „Leitfragen für ein neues Grundsatzprogramm der CDU“. 
Damit geht die Arbeit an einem neuen Parteiprogramm, die unter 
Generalsekretärin und der neuen Bundesvorsitzenden Annegret 
Kramp-Karrenbauer angestoßen wurde, in die nächste Etappe.

Nun geht es um die Ausgestaltung des Programms, was in den 
kommenden Wochen und Monaten vor allem in den Landesver-
bänden im Rahmen von Mitglieder-Veranstlatungen geschehen 
soll. Auf Bundesebene werden sich Fachausschüsse damit befas-
sen. Im zweiten Halbjahr soll in Programmklausuren tiefer disku-
tiert werden.

 Inhalt des Leitantrags war eine Sammlung zentraler Leitfragen 
aus zwölf Themenfeldern, die sich aus mehr als 5.000 Einzelfra-
gen während der Zuhör-Tour von Annegret Kramp-Karrenbauer 
ergaben.

„2020 werden wir auf eine Antworttour gehen und unsere 
Antworten auf die drängenden Fragen der Zeit auch mit vielen 
Menschen außerhalb der Partei diskutieren“, kündigte „AKK“ in 
Hamburg an.

Das Ziel ist, Ende 2020 ein neues Grundsatzprogramm zu haben, 
aus dem dann für die Bundestagswahl 2021 ein Wahlprogramm 
geschmiedet werden soll.

langen Wahltag am Freitagabend 
bis zu später Stunde kontrovers 
debattiert. Am Ende stimmte 
die große Mehrheit der Partei-

tagsdelegierten für ihn. In seiner 
Rede zu Beginn der Antragsde-
batte stellte der Vorsitzende der 
CDU/CSU-Fraktion im Deutschen 
Bundestag, Ralph Brinkhaus, klar: 
„Die nationale Souveränität bleibt 
erhalten. Migration wird gelenkt 
und gesteuert.“

 
Unsere Verteidigungsminis-

terin Ursula von der Leyen warb 

leidenschaftlich für den Antrag 
des Bundesvorstands zur Stär-
kung unserer Soldatinnen und 
Soldaten. Der Antrag hat die Ver-

besserung der gesellschaftlichen 
und materiellen Anerkennung 
der Soldaten zum Ziel sowie die 
fortschreitende personelle Stär-
kung der Bundeswehr.

Ein weiterer zentraler Partei-
tagsbeschluss ist die vollständige 

Abschaffung des Soli bis 2021, 
was so nicht im Koalitionsvertrag 
vorgesehen ist. So lehnten noch 
am Samstag mehrere SPD-Poli-
tiker die CDU-Forderung ab. Der 
CDU-Parteitagsbeschluss ver-
spricht eine intensive Debatte in 
den kommenden Wochen.   

 
Der Hamburger Parteitag 

wird von langanhaltender Wir-
kung sein und zeigte die gesamte 
Breite und Stärke unserer Volks-
partei, auf die wir sehr stolz sein 
können. Viele alte Mitstreiter und 

Weggefährten waren in Ham-
burg: Kurt Biedenkopf, Roland 
Koch und Rita Süssmuth. Unter 
den internationalen Gästen be-
fand sich der Bürgermeister von 
Kiew, Vitali Klitschko. 

Am Samstagmorgen hielt 
unser EVP-Spitzenkandidat 
Manfred Weber ein flammendes 
Plädoyer für Europa: „Wenn Le 
Pen in Frankreich Wahlkampf 
macht, dann sagt sie den Men-
schen: Seid stolze Franzosen! Zum 
Teufel mit diesem Europa! Das ist 
ihre Botschaft.“ Weber fragte rhe-
torisch: „Was ist unsere Antwort 
als Europäische Volkspartei, als 
Union in Deutschland?“ Er wolle, 

dass diese Nationalitätenfragen 
endlich beendet werden. „Dafür 
brauchen wir eine Offensive. Da-
für brauchen wir Lust auf Ausei-
nandersetzungen.“

Nichts von der großen welt-
bekannten Politikerin, die 
Angela Merkel heute ist, war 
ihr am 17. Juli 1954 in die Wie-
ge gelegt. Die Pfarrerstochter 
und promovierte Physikerin 

begann sich Ende 1989 in der 
untergehenden DDR politisch 
zu engagieren und gewann 
bei der ersten gesamtdeut-
schen Bundestagswahl am 2. 
Dezember 1990 zum ersten 
Mal ihren Wahlkreis mit 48,5 
Prozent. Es folgten Statio-
nen als Bundesministerin 
unter Helmut Kohl 1990, als 
CDU-Generalsekretärin 1998 
und schließlich seit 2000 als 
Bundesvorsitzende der CDU 
Deutschlands; hinter Helmut 
Kohl und noch vor Konrad Ade-
nauer, die zweitlängste Zeit im 
Vorsitzenden-Amt. Seit 2005 
ist Angela Merkel Bundeskanz-
lerin.

In vier Bundestagswahlen 
hat Angela Merkel der CDU 
Wahlsieg und Kanzlerschaft 
gesichert. Die bei ihrem Amts-

antritt nach der rot-grünen 
Schröder-Regierung bei fast 
fünf Millionen Menschen 
liegende Arbeitslosenzahl 
liegt seit 2011 konstant un-
ter 3 Millionen, im Jahr 2017 
bei zuletzt 2,5 Millionen. Es 
herrscht aktuell eine Höchst-
beschäftigung, mit der Auf-
gabe, dem Fachkräftemangel 
entgegenzuwirken. Zugleich 
sind die Löhne gestiegen. Der 
durchschnittliche tarifliche 
Monatsverdienst wuchs in 
den Jahren von 2007 bis 2016 
um 25 Prozent. Die Bundes-
haushalte kommen seit 2015 
ohne neue Schulden aus und 
ermöglichen Milliarden starke 
Investitionen. 

Die Zeitschrift Time wählte 
Angela Merkel zur Person des 
Jahres 2015 mit dem Titel 
„Kanzler der freien Welt“ für 
ihre Haltung in der Flüchtlings-
krise sowie ihrer Rolle in der 
Ukraine-Krise. Beides Themen, 
die nach wie vor auf der Agen-
da stehen.

Entscheidung auf dem historischen 
31. Parteitag in Hamburg

Monika Grütters BU 2. ZeileAnt et aut 
autatent pIt autem quo eos am re di
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Annegret Kramp-Karrenbauer

ist neue CDU-Bundesvorsitzende
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finden Sie nicht nur 
alles zum neuen 
Eberhard-Diepgen-
Preis für sozialen 
Zusammenhalt (Seite 
4), sondern auch zum 
Themenschwerpunkt 
Soziales. 

Über das soziale 
Engagement von 
CDU-Politikern 
und wichtige 
Ergebnisse unserer 
Umfrage berichten 
wir auf den Seiten 
6 und 7.

Historisch und von 
weltweiter Resonanz 
sind die Ereignisse, die 
wir auf den Seiten 8 
und 9 spiegeln – vom 
Bundesparteitag und 
den Vorstandswahlen 
nämlich.

Und in keiner Dezember-
ausgabe fehlt schließlich 
ein christliches Wort 
zum bevorstehenden 
Weihnachtsfest (Seite 16). 
Wir wünschen viel Freude 
und Erkenntnis bei der 
Lektüre.

In dieser Ausgabe ...

Zahl der Woche

Erst schmeißt die Verkehrssena-
torin den letzten FAchmann aus 
ihrem Umfeld ruas, dann kündigt 
Rot-Rot-Grün 106 neue Tempo 
30 Bereiche auf Hauptstraßen in 
Berlin an. Besser vorankommen 
wird unsere Stadt auf diese Wei-
se sicher nicht.

„Bildungspolitisch geht es nicht 
mit ideologischem Kompass“

Erklärte unsere Landesvor-
sitzende Monika Grütters 
zur „rot-rot-grünen Einheits-
schule“.

Zitat der Woche

Sollten Sie es nicht geschafft 
haben, sich zur CD-
Regionalkonferenz für Berlin-
Brandenburg anzumelden, 
oder was noch schlimmer wäre 
- noch kein CDU-Mitglied sein, 
können Sie in jedem Fall die 
Liveübertragung ab 18 Uhr 
unter https://www.cdu.de/
livestream verfolgen.

Das war 2018



4

5 6

7

8 9








3

1. Auf der Klausurtagung der CDU Berlin im März wurde u.a. der Beschluss „Lernen, aber richtig!“ für eine bessere Bildungspolitik gefasst. 
2. Die Digitalisierung und die Chancen, die sich für unsere Stadt daraus ergeben, standen im Mittelpunkt unserer STADT:DEBATTE in der 
Microsoft Lounge. 3. Im Rahmen ihrer „Zuhör-Tour“ besuchte Generalsekretärin Annegret Kramp-Karrenbauer im Juni die CDU Berlin und 
diskutierte mit mehr als 200 Mitgliedern über das neue Grundsatzprogramm der CDU. 4. Am 13. August fand an der Glienicker Brücke eine 
Gedenkveranstaltung anlässlich des 57. Jahrestags des Mauerbaus statt. 5. + 6. Die Berliner Schüler Union brachte ihren Protest gegen die 
katastrophale Bildungspolitik des rot-rot-grünen Senats sowie gegen den Stillstand beim Wohnungsbau kreativ zum Ausdruck. 7. Anfang 
September lud die CDU Berlin zur WERKSTATT EUROPA mit den Botschafterinnen von Frankreich und Spanien, dem Botschafter von Ungarn 
und dem italienischen Gesandten ein. 8. Über die Zukunft des Wohnens diskutierten mehr als 100 Berlinerinnen und Berliner bei unserem 
„Bürgerforum Wohnen“ in der Berliner Bauakademie. 9. „Wohlstand für alle? Die Zukunft der Sozialen Marktwirtschaft“ war das Thema des 
Berlin Salons mit Elke Hannack, DGB-Vorstandsmitglied, und Steffen Kampeter, Hauptgeschäftsführer des BDA-Arbeitgeberverbandes.  
10. Eine Reise in das geteilte Berlin bis zum Fall der Berliner Mauer und in die neue Normalität unternimmt die Ausstellung „28 Jahre – geteilt 
und vereint“ in der Landesgeschäftsstelle der CDU Berlin. 11. Beim Großstadt-Dialog diskutierten unser Generalsekretär Stefan Evers und 
Jan-Marco Luczak, MdB, mit Generalsekretärin Annegret Kramp-Karrenbauer und den CDU-Vertretern anderer Großstädte über die beson-
deren Herausforderungen im großstädtischen Raum. 12. Auf dem 43. Landesparteitag der CDU Berlin Mitte Oktober wurde der „Masterplan 
Wohnen“ verabschiedet. 13. Im November wurde Hildegard Bentele auf der Landesvertreterversammlung zur Spitzenkandidatin der CDU 
Berlin für die Europawahl 2019 gewählt. 
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Wohnen in Berlin ist teuer gewor-
den! In den vergangenen Jahren 
sind 40.000 bis 50.000 Menschen 
jährlich nach Berlin gezogen, der 
Wohnraum wird knapp und die 
Mieten steigen. So müssen Mieter 

heute im Durchschnitt 104% mehr 
Miete zahlen als noch vor zehn 
Jahren. Nicht nur Haushalte mit 
einem geringen Einkommen ha-
ben Problem ihre Miete zu zahlen 
und erhalten daher als staatlichen 

Zuschuss das Wohngeld. Auch für 
immer mehr Durchschnittsver-
diener in Berlin wird es schwer, 
die Kosten für Ihre Wohnung aus 
eigener Kraft zu tragen. Sie sehen 
sich gezwungen, die Wohnungen 
zu wechseln, in zahlreichen Stadt-
teilen kommt es infolge dessen 
zu einer sozialen Entmischung.

Die CDU Berlin möchte die-
se Entwicklung 
stoppen. Hier-
zu sollen auch 
die mittleren 
Einkommen 
einen laufen-
den staatlichen 
Zuschuss zu ih-
ren Wohnkos-
ten erhalten. 
Die Fördersys-
tematik ist einfach erklärt: Bis zu 
einem bestimmten Einkommen 
sollen Mieter durch ein „Berliner 
Mietergeld“ unterstützt werden. 

Voraussetzung hierfür ist, dass die 
Nettokaltmiete ihrer Wohnung  
8 Euro überschreitet und weniger 
als 13 Euro beträgt. Zudem gilt 
abhängig von der Haushaltsgrö-
ße ein bestimmtes Limit für die 
Wohnfläche. 

Das „Berliner Mietergeld“ 
würde nicht nur die Mieter selbst 
entlasten und zum Erhalt der so-

zialen Durch-
mischung in 
den Vierteln 
b e i t r a g e n . 
Durch höhere 
E i n na h me -
möglichkeiten 
würde für Bau-
unternehmer 
die Attraktivi-
tät zur Schaf-

fung von Mietneubauten in dem 
Segment erhöht und das Wohn-
raumproblem so an der Wurzel 
angegangen werden.

Bei der ersten Verleihung des 
Eberhard-Diepgen-Preises hat 
„Rabauke e.V.“ den mit 4.000 Euro 
dotierten Hauptpreis gewonnen. 
Der Verein engagiert sich seit 
Jahren für Kinder, Jugendliche 

und Familien und wurde für sein 
Projekt „Weihnachten für alle“ 
ausgezeichnet.

Die Freude war groß bei Ker-
stin Köppen und Stefan Valentin 

als sie an diesem Novemberabend 
im Schloss Friedrichsfelde die 
Siegerurkunde und den Scheck 
über 4.000 Euro in den Händen 
hielten. Seit mehr als einem 
Jahrzehnt engagieren sich die 
Vorstandsmitglieder mit ihrem 
Verein „Rabauke“ ehrenamtlich 
für Familien, deren Stabilität ins 
Wanken geraten ist. Nun wur-
den sie zum ersten Mal dafür 
ausgezeichnet – mit dem Eber-
hard-Diepgen-Preis für sozialen 
Zusammenhalt. 

Mit dem Preis, der eng mit 
dem Wirken des ehemaligen Re-
gierenden Bürgermeisters ver-
bunden ist, möchten die Berliner 
Christdemokraten Initiativen 
würdigen, die sich in herausra-
gender Weise um den sozialen 
Zusammenhalt in Berlin verdient 

gemacht ha-
ben. „Für 
diesen Preis 
hätte es kei-
nen besse-
ren Namen 
geben kön-
nen“, sagte 
die Landes-
vorsitzende 
der Berliner 
CDU, Moni-
ka Grütters, bei der Preisverlei-
hung. In ihrer Rede würdigte sie 
nicht nur das beeindruckende 
soziale Engagement Diepgens, 
sondern zeigte auch auf, wie sehr 
das Soziale, die christliche Nächs-
tenliebe, die Politik der CDU von 
Anfang an geprägt hat. 

Nächstenliebe steht auch im 
Mittelpunkt des Projekts „Weih-
nachten für alle“, für das „Rabau-
ke“ ausgezeichnet wurde. Dabei 

werden Wünsche von Kindern, 
die aus unterschiedlichen Grün-
den keine Weihnachtsgeschen-
ke erwarten können, auf Karten 
gedruckt und an den großen 
Weihnachtsbaum in Borsigwal-
de gehängt. Dort können sie von 
Spendern abgenommen werden, 
die den Gegenwert des Geschenks 
begleichen, und „Rabauke“ küm-

mert sich darum, das Präsent den 
Kindern zukommen zu lassen. 

Für diese eindrucksvolle 
Aktionen hatte Sabine Berg-
mann-Pohl, Vorsitzende der Jury 
für den Eberhard-Diepgen-Preis, 
viel Lob übrig: Angesichts so zahl-
reicher überzeugender Bewerber 
sei der Jury, der unter anderem 
auch der Landesvorsitzende des 
Unionhilfswerks, Thomas Georgi, 
und die Vorsitzende des Paritä-
tischen Wohlfahrtsverbandes, 
Barbara John, angehörten, die 
Wahl nicht leicht gefallen, beton-
te Bergmann-Pohl. „Uns war es 
wichtig, das Scheinwerferlicht 
auch einmal auf Initiativen zu 
werfen, die in der öffentlichen 
Wahrnehmung sonst wenig Be-
achtung finden. Initiativen, die 
mit viel persönlichem Engage-
ment still, bescheiden und sehr 
kontinuierlich für den sozialen 
Zusammenhalt in unserer Stadt 
eintreten“, so Bergmann-Pohl. 

Das ist der Berliner CDU mit 
diesem Preis gelungen. „Jetzt kön-
nen wir sagen, wir werden wahr-
genommen, Menschen sehen, was 
wir machen“, resümierte Kerstin 
Köppen stolz.

Bauland ist in Berlin ein 
knappes und kostbares Gut, aber 
der Senat hält an überflüssigen 
Flüchtlingsunterkunftsplätzen 
fest. Elf modulare Flüchtlingsun-
terkünfte (MUFs) hat der Senat 
mit vereinfachtem Baurecht in 
Naturschutz- und Wohngebie-
ten inzwischen hochgezogen. Der 

Bau von 42 weiteren Betonplat-
tenbauten für je 500 Personen 
ist geplant. Und dies, obgleich 
die Flüchtlingszahlen von 55.001 
(2015) auf 7.445 (Hochrechnung 
für 2018) gesunken sind. 2018 
gibt es bereits 6184 nicht belegte 
Plätze, 6.904 Plätze sollen in den 
nächsten Jahren durch Einrich-
tungsschließungen wegfallen.

In Berlin wohnen rund 85 Prozent 
der Menschen zur Miete. Trotz 
zahlreicher mieterschützender 
Maßnahmen, die auch auf Initi-
ative der CDU Berlin beschlossen 
wurden, hat sich die Situation für 
Mieter in den vergangenen Jah-
ren aufgrund der Verknappung 

des Wohnraums stark verschärft. 
Doch selbst wenn der Bau von 
bezahlbarem Wohnraum nun 
endlich tatkräftig angegangen 
würde, bräuchte es viel Zeit, um 
die jahrelangen Versäumnisse 
von Bausenatorin Lompscher (Die 
Linke) aufzuholen. Um die Situati-

on der Mieter rasch zu verbessern, 
setzen die Berliner Christdemo-
kraten auf mehr Mieterschutz. 
Zu diesem Zweck haben sie die 
„Mieterunion“ gegründet. 
Die Mieterunion versteht sich als 
Interessenvertretung für Mieter 
in Berlin und soll durch Bera-
tungsangebote und Informati-
onsmaterialien insbesondere die 
Durchsetzung von Mieterrechten 
forcieren und dazu regelmäßige 

k o s t e n -
freie Mie-
tersprech-
stunden 
durchfüh-
ren. 
Sie errei-
chen die 
„Mieter
u n i o n “ 
unter der E-Mail-Adresse  
mieterunion@cdu.berlin.

Mietergeld für die 
Mittelschicht

Bauland – ein 
kostbares Gut

CDU Berlin gründet  
die „Mieterunion“

Auch für immer mehr 
Durchschnittsverdiener  
in Berlin wird es schwer, 

die Kosten für ihre 
Wohnung aus eigener 

Kraft zu tragen. 

Steigende Mieten belasten immer 
mehr Menschen bis weit in die 
Mitte der Gesellschaft – gerade 
in Ballungsräumen wie Berlin 
ist der Bedarf an bezahlbarem 
Wohnraum groß. „Das stellt uns 
vor enorme 
Herausforde-
rungen. Wir 
wollen nicht, 
dass Menschen 
aus ihren an-
gestammten 
Wohnvierteln 
verdrängt wer-
den. Dagegen 
hilft langfristig 
nur eins: mehr, 
schneller, kos-
tengünstiger 
bauen, um den 
Wohnungsmangel zu beseitigen. 
Die CDU/CSU-Bundestagsfrakti-
on nimmt das Problem steigender 
Mieten sehr ernst“, so Dr. Jan-Mar-
co Luczak, Bundestagsabgeordne-

ter für Tempelhof-Schöneberg 
und Mietrechtsexperte der CDU/
CSU-Bundestagfraktion. 

„Der soziale Wohnungsbau 
wurde von den Ländern zu lange 

vernachlässigt. Jetzt braucht es 
große Kraftanstrengungen, das 
Versäumte aufzuholen. Um den 
Bau von dringend benötigtem 
bezahlbarem Wohnraum an-

zukurbeln, wird der Bund den 
sozialen Wohnungsbau deshalb 
stärker fördern. Dafür stellt er in 
dieser Legislaturperiode 5 Mil-
liarden Euro zur Verfügung. Mit 
der steuerlichen Förderung des 
Mietwohnungsneubaus schafft 
er außerdem Anreize für priva-
te Investoren, insbesondere in 
den sozialen Wohnungsbau zu 
investieren. Bis zum Ende der  
Legislaturperiode sollen insge-
samt 1,5 Millionen neue Wohnun-
gen geschaffen werden. Daneben 
brauchen wir jedoch einen Mix 
verschiedener Maßnahmen, um 
auch langfristig Investitionen in 
den Bau neuer Wohnungen zu 
stärken: Mehr preisgünstiges Bau-
land, schnellere Genehmigungs-
verfahren, die Abschaffung von 
Vorschriften, die das Bauen teuer 
machen und die Schaffung einer 
schlanken, einheitlichen Bauord-
nung. Viele dieser Maßnahmen 
liegen in der Zuständigkeit der 
Länder, die jetzt liefern müssen“, 
so Luczak. Leider sei der rot-rot-
grüne Senat in Berlin kraft-,  
ideen- und tatenlos und lasse so 
die Berliner Mieter im Stich.

Milliarden für den 
sozialen Wohnungsbau

Der Bundestagsabgeordnete Dr. Jan-Marco Luczak mit 
Tempelhofer Bürgern im Gespräch

Eberhard-Diepgen-Preis
für sozialen Zusammenhalt
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So geht´s nicht! 
Sagt Arne Herz zu Frau  
Senatorin Breitenbach
Stadtrat Arne Herz kritisiert 
Planungschaos beim Senat in 
Sachen Obdachlosigkeit

Und plötzlich ist es wieder 
Winter… Menschen, die auf der 
Straße leben, frieren und kämp-
fen ums Überleben. Und wieder 
reden wir über die Kältehilfe und 
anderes. Man muß anerkennen, 
dass Senatorin Breitenbach 
(Linke) die Anzahl der Plätze 
der Kältehilfe aufgestockt und 
früher bereitgestellt hat. Aber 
reicht das? Und bekämpft es 
Symptome? Brauchen wir nicht 
eher mehr Wohnungen, die be-
zahlbar sind oder am besten 
niedrigschwellige Angebote, um 
Obdachlose überhaupt wieder 
dazu bewegen zu können, nicht 

auf der Straße zu leben? Was tut 
der Senat dafür? Der Senat macht 
zwei große Konferenzen und das 
Ergebnis ist kaum sichtbar. Wie-
so reden wir nicht über viel mehr 
Projekte, bei denen man von der 
Übernachtung quasi Stockwerk 
für Stockwerk „aufsteigt“, sprich 
sich wieder an eine normale 
Wohnsituation gewöhnt? Von der 
Notübernachtung der Kältehilfe 
über eine wohngemeinschaft-
sähnliche Situation bis hin zu 
den eigenen vier Wänden. Inte-
ressenten unter den karitativen 
Trägern gibt es. Schlimm genug, 
dass der Senat über Wochen eine 
öffentliche Diskussion über die 
Öffnung von U-Bahnhöfen füh-
ren muss. Entweder will man das 
oder nicht, aber was ist an einer 

Entscheidung mit dem öffent-
lichen Unternehmen BVG zu-
sammen so schwer?! Hatte man 
gehofft, der Jahrhundertsommer 
würde ewig andauern? Ach und 
ganz vergessen, was ist eigentlich 
aus den MUF’s geworden? Au-
ßer dass die Bezirke mal wieder 
Standorte im Spätsommer prä-
sentiert bekamen, die keiner mit 
ihnen abgesprochen hatte. Kriegt 
der Senat das irgendwann mal 
mit den städtischen Wohnungs-
baugesellschaften gebacken? 
Oder führen die ein Eigenleben? 
Was war da noch gleich mit „gu-
tem Regieren“? Naja…

Das Konzept:
Seit 2014 „betreibt“ Klaus-Dieter 
Gröhler, Wahlkreisabgeordneter 
von Charlottenburg-Wilmersdorf, 
sein Bürgerbüro „Café Wahlkreis“. 

Das Café ist jedoch mehr als nur 
ein Wahlkreisbüro – Bürgerinnen 
und Bürger haben hier die Mög-
lichkeit, in gemütlicher Café-At-
mosphäre mit Ihrem Bundes-
tagsabgeordneten ins Gespräch 

zu kommen, an Veranstaltungen 
bspw. mit Botschaftern oder an-
deren Bundestagsabgeordneten 
teilzunehmen oder einfach auf 
einen Kaffee aus Fairtrade und 
selbstgebackenem Kuchen vor-
beizukommen und sich politisch 
zu informieren. Für Kaffee und 
Kuchen ist eine freiwillige Spende 
herzlich willkommen! 
Spenden für soziale Einrich-
tungen:

Empfänger dieser Spenden 
sind wechselnde Partner aus dem 
Wahlkreis, z.B. die Stadtmission, 
Schulen oder Bürgerinitiativen. 
Seit der Eröffnung sind 16 Einrich-
tungen aus dem Wahlkreis Part-
ner gewesen. Von den Spenden 
konnten u.a. für Obdachlose um 

den Bahnhof Zoo warme Mahlzei-
ten oder Kleidung beschafft wer-
den. Sollten Sie eine Idee haben, 
wer ein neuer Spendenpartner 
aus Charlottenburg-Wilmersdorf 
werden könnte, kontaktieren Sie 
gerne meine Mitarbeiter unter Tel. 
24 33 41 13. 
Deckel gegen Polio:

93,6 Kilo Deckel für 93 Leben 
ohne Kinderlähmung! Mit den 
46.500 in meinem Bürgerbüro 
„Café Wahlkreis“ gesammelten 
Deckeln von Einwegflaschen oder 
Milchtüten können 93 Impfungen 
gegen Kinderlähmung (Polio), u.a. 
in Afrika, finanziert werden. Ein  
herzliches Dankeschön gilt allen 
„Mitsammlern“ wie der Kita der 
Felsen-Kirchengemeinde, diver-

sen Schulen 
aus dem 
Wahlkreis 
Charlotten-
burg-Wilm-
ersdorf und 
den zahlrei-
chen Bürge-
rinnen und 
Bürgern! Alle haben beigetragen, 
dass Klaus-Dieter Gröhler nun-
mehr die erste Urkunde des or-
ganisierenden Vereins „Deckel 
drauf e.V.“ erhalten hat.

Weitere Informationen zum 
Projekt des Rotary Clubs „Deckel 
gegen Polio“ finden Sie unter 
www.deckel-gegen-polio.de. Seit 
dem Frühjahr 2018 ist das „Café 
Wahlkreis“ auch offizielle Abga-
bestelle für die Deckel. Kommen 
Sie vorbei: Zähringerstraße 33, 
10707 Berlin (Wilmersdorf), Nähe 
U-Bahnhof Konstanzer Straße.

Ihre Spenden für soziale Zwecke – ein 
Bürgerbüro, das mehr ist als nur ein Büro

Unmittelbar nach dem Ber-
liner Parlament ging es am Don-
nerstagabend für den CDU-Ab-
geordneten Maik Penn in die 
Berliner Kälte.  Der sozialpoliti-
sche Sprecher seiner Fraktion war 
wieder einmal mit dem Kältebus 
der Berliner Stadtmission unter-
wegs- bis drei Uhr in der Nacht. 
Voller Respekt für die Haupt- und 
Ehrenamtlichen, die dies im Win-

ter tagtäglich tun, wie Penn nach-
drücklich feststellt.

Auf Facebook teilt er seine 

Umfrage Soziales

Unsere Ende November gestartete Umfrage Soziales war ein 
voller Erfolg! Innerhalb von drei Tagen haben sich 759 Mitglie-
der beteiligt. Viele nutzten auch die Kommentarspalten, um 
individuelle Vorschläge zu den Themen Ehrenamt, Obdachlo-

GEMEINSAM GEGEN 
EINSAMKEIT

Gerade in der Adventszeit 
spüren viele ältere Menschen 
in unserer Stadt sie ganz beson-
ders – die Einsamkeit. Der eh-
renamtliche Besucherdienst der 
Malteser engagiert sich gegen 
die Vereinsamung von Senio-
ren und wurde dafür mit dem 
Eberhard-Diepgen-Preis aus-
gezeichnet.

Laut einer Studie fühlt sich 
jeder Fünfte über 85 Jahren ein-
sam. Viele sind aufgrund ihres 
gesundheitlichen Zustandes 
nicht mehr mobil und haben da-
her kaum Außenkontakt. Die Zu-
wendung und der Austausch mit 
den Ehrenamtlichen bringen 
ein kleines bisschen Licht in das 
Leben der betreuten Senioren – 
nicht nur zur Adventszeit. Derzeit 
engagieren sich insgesamt 46 
Freiwillige sowie 48 Hundehalter 
für den Besucherdienst. Im ver-
gangenen Jahr haben sie 2.700 
Besuche absolviert. Auch ein 
Telefonservice wird angeboten. 

Eindrücke beinahe in Echtzeit 
mit: „Das Telefon steht nicht still, 
einige Einrichtungen sind bereits 

überfüllt, es gibt Tee oder wir 
transportieren Obdachlose 
von A nach B, damit sie die 
Nacht nicht in der Kälte 
verbringen müssen. Freue 
mich, dass ich wie im letz-
ten Jahr wieder mit Yannick 
und Matthias mitfahren und 

das Team unterstützen darf!“ Die 
zahlreichen Begegnungen mit 
den Menschen auf der Straße 
haben schöne Momente, zum 

Beispiel wenn einer, der gerade 
in den Bus steigt, erklärt: „Geil, 
endlich warm.” Aber es gibt leider 
viel öfter die Begegnungen, die 
anrühren und Fragen hinterlas-
sen. Penn schreibt unter anderem: 

„Nennen wir ihn Thomas. Er  will 
in eine ganz bestimmte Einrich-
tung in Friedrichshain. Habe ihn 
gefragt, was ihn auf die Straße 

brachte... Frau vor 
drei Jahren bin-
nen sechs Wo-
chen an Lungen-
krebs gestorben. 
`Hat mich aus der 
Bahn geworfen`. 
Seither ist er mit 
kleinem Zelt und 
drei Schlafsäcken 
unterwegs ... “ Und 
dann fragt sich 
der CDU-Sozial-
politiker: „Was ist 
wirklich wichtig 
im Leben?“

Wenn Sie 
helfen wollen, 
schauen Sie doch 
einmal auf www.

berliner-stadtmission.de/kaelte-
hilfe rein oder unterstützen Sie 
die Kältehilfe der Berliner Stadt-
mission sofort mit 5 €, indem Sie 
eine SMS mit dem Text „kalt“ an 
81190 senden.

Der Kältebus, der 
Wärme spendet

sigkeit und Barrierefreiheit 
abzugeben. Besonders 
gefreut hat uns natürlich, 
dass sich viele der indi-
viduellen Vorschläge der 
Befragten auch in unserem 
letzten Wahlkampfpro-
gramm finden. Wer jetzt 
neugierig geworden ist, 
findet eine umfangreichere 
Auswertung der Umfrage 
auf unserer Homepage.  

Ein knappe Zusammenstel-
lung unserer Positionen im 
Bereich Soziales finden sich 
unter dem Link: 
https://bit.ly/2GcjCPX.
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1.600 Journalisten, 1.700 Gäste, 
1.001 Delegierte und über 400 
Anträge. Der 31. Bundespar-
teitag der CDU Deutschlands 
war in jeder Hinsicht ein his-
torischer. 

 

Auch wenn die Vorsitzendenwahl 
und der Abschied von Angela Mer-
kel nach 18 Jahren das größte In-
teresse auf sich zogen, so wurden 
in Hamburg viele weitere wichtige 
Entscheidungen getroffen, nicht 
zuletzt aus Berliner Sicht.

 Unsere Landesvorsitzende 
Monika Grütters wurde als Prä-

sidiumsmitglied bestätigt. Eben-
so wurde Elke Hannack in den 
Bundesvorstand wiedergewählt. 
Damit bleiben die Interessen der 
CDU Berlin weiterhin stark in der 
CDU-Spitze vertreten.

 Unter den 400 Anträgen zum 
Parteitag gab es mehrere aus Ber-
lin. So stellte die CDU Neukölln 
mit ihrem Vorsitzenden Falko 
Liecke einen umfassenden Antrag 
zur Entwicklung eines „bundes-
weiten Clan-Konzepts“. Der Mord 
an dem Intensivtäters Nidal R. auf 
offener Straße in Berlin vor weni-
gen Wochen hat die Dringlichkeit 

dieses Themas vor Augen geführt.
Der Antrag wurde angenom-

men und sieht unter anderem 
eine einheitliche Definition von 
Clan-Kriminalität vor, die Auf-
forderung an die Bundesländer 
eigene Landesprogramme zu 
entwickeln sowie die Anpas-
sung des Datenschutzes – Denn 
Datenschutz darf nicht zum Tä-
terschutz werden, wie es in dem 
Antrag heißt.

 Zu den Hauptanträgen des 
Parteitags gehörte neben dem 
Fragenkatalog zum neuen Grund-
satzprogramm der Antrag des 

Bundesvorstands zum UN-Migra-
tionspakt. Mit großer Disziplin 
wurde der Antrag nach einem 

Mit einstimmiger Mehrheit beschloss der Bundesparteitag den 
Antrag „Leitfragen für ein neues Grundsatzprogramm der CDU“. 
Damit geht die Arbeit an einem neuen Parteiprogramm, die unter 
Generalsekretärin und der neuen Bundesvorsitzenden Annegret 
Kramp-Karrenbauer angestoßen wurde, in die nächste Etappe.

Nun geht es um die Ausgestaltung des Programms, was in den 
kommenden Wochen und Monaten vor allem in den Landesver-
bänden im Rahmen von Mitglieder-Veranstlatungen geschehen 
soll. Auf Bundesebene werden sich Fachausschüsse damit befas-
sen. Im zweiten Halbjahr soll in Programmklausuren tiefer disku-
tiert werden.

 Inhalt des Leitantrags war eine Sammlung zentraler Leitfragen 
aus zwölf Themenfeldern, die sich aus mehr als 5.000 Einzelfra-
gen während der Zuhör-Tour von Annegret Kramp-Karrenbauer 
ergaben.

„2020 werden wir auf eine Antworttour gehen und unsere 
Antworten auf die drängenden Fragen der Zeit auch mit vielen 
Menschen außerhalb der Partei diskutieren“, kündigte „AKK“ in 
Hamburg an.

Das Ziel ist, Ende 2020 ein neues Grundsatzprogramm zu haben, 
aus dem dann für die Bundestagswahl 2021 ein Wahlprogramm 
geschmiedet werden soll.

langen Wahltag am Freitagabend 
bis zu später Stunde kontrovers 
debattiert. Am Ende stimmte 
die große Mehrheit der Partei-

tagsdelegierten für ihn. In seiner 
Rede zu Beginn der Antragsde-
batte stellte der Vorsitzende der 
CDU/CSU-Fraktion im Deutschen 
Bundestag, Ralph Brinkhaus, klar: 
„Die nationale Souveränität bleibt 
erhalten. Migration wird gelenkt 
und gesteuert.“

 
Der Bundesverteidigungsmi-

nister Ursula von der Leyen warb 

leidenschaftlich für den Antrag 
des Bundesvorstands zur Stär-
kung unserer Soldatinnen und 
Soldaten. Der Antrag hat die Ver-

besserung der gesellschaftlichen 
und materiellen Anerkennung 
der Soldaten zum Ziel sowie die 
fortschreitende personelle Stär-
kung der Bundeswehr.

Ein weiterer zentraler Partei-
tagsbeschluss ist die vollständige 

Abschaffung des Soli bis 2021, 
was so nicht im Koalitionsvertrag 
vorgesehen ist. So lehnten noch 
am Samstag mehrere SPD-Poli-
tiker die CDU-Forderung ab. Der 
CDU-Parteitagsbeschluss ver-
spricht eine intensive Debatte in 
den kommenden Wochen.   

 
Der Hamburger Parteitag 

wird von langanhaltender Wir-
kung sein und zeigte die gesamte 
Breite und Stärke unserer Volks-
partei, auf die wir sehr stolz sein 
können. Viele alte Mitstreiter und 

Weggefährten waren in Ham-
burg: Kurt Biedenkopf, Roland 
Koch und Rita Süssmuth. Unter 
den internationalen Gästen be-
fand sich der Bürgermeister von 
Kiew, Vitali Klitschko. 

Am Samstagmorgen hielt 
unser EVP-Spitzenkandidat 
Manfred Weber ein flammendes 
Plädoyer für Europa: „Wenn Le 
Pen in Frankreich Wahlkampf 
macht, dann sagt sie den Men-
schen: Seid stolze Franzosen! Zum 
Teufel mit diesem Europa! Das ist 
ihre Botschaft.“ Weber fragte rhe-
torisch: „Was ist unsere Antwort 
als Europäische Volkspartei, als 
Union in Deutschland?“ Er wolle, 

dass diese Nationalitätenfragen 
endlich beendet werden. „Dafür 
brauchen wir eine Offensive. Da-
für brauchen wir Lust auf Ausei-
nandersetzungen.“

Nichts von der großen welt-
bekannten Politikerin, die 
Angela Merkel heute ist, war 
ihr am 17. Juli 1954 in die Wie-
ge gelegt. Die Pfarrerstochter 
und promovierte Physikerin 

begann sich Ende 1989 in der 
untergehenden DDR politisch 
zu engagieren und gewann 
bei der ersten gesamtdeut-
schen Bundestagswahl am  
2. Dezember 1990 zum ers-
ten Mal ihren Wahlkreis mit 
48,5 Prozent. Es folgten Sta-
tionen als Bundesministerin 
unter Helmut Kohl 1990, als 
CDU-Generalsekretärin 1998 
und schließlich seit 2000 als 
Bundesvorsitzende der CDU 
Deutschlands; hinter Helmut 
Kohl und noch vor Konrad Ade-
nauer, die zweitlängste Zeit im 
Vorsitzenden-Amt. Seit 2005 
ist Angela Merkel Bundeskanz-
lerin.

In vier Bundestagswahlen 
hat Angela Merkel der CDU 
Wahlsieg und Kanzlerschaft 
gesichert. Die bei ihrem Amts-

antritt nach der rot-grünen 
Schröder-Regierung bei fast 
fünf Millionen Menschen 
liegende Arbeitslosenzahl 
liegt seit 2011 konstant un-
ter 3 Millionen, im Jahr 2017 
bei zuletzt 2,5 Millionen. Es 
herrscht aktuell eine Höchst-
beschäftigung, mit der Auf-
gabe, dem Fachkräftemangel 
entgegenzuwirken. Zugleich 
sind die Löhne gestiegen. Der 
durchschnittliche tarifliche 
Monatsverdienst wuchs in 
den Jahren von 2007 bis 2016 
um 25 Prozent. Die Bundes-
haushalte kommen seit 2015 
ohne neue Schulden aus und 
ermöglichen Milliarden starke 
Investitionen. 

Die Zeitschrift Time wählte 
Angela Merkel zur Person des 
Jahres 2015 mit dem Titel 
„Kanzler der freien Welt“ für 
ihre Haltung in der Flüchtlings-
krise sowie ihrer Rolle in der 
Ukraine-Krise. Beides Themen, 
die nach wie vor auf der Agen-
da stehen.

Entscheidung auf dem historischen 
31. Parteitag in Hamburg

Monika Grütters wurde ins CDU- 
Bundespräsidium wiedergewählt 

Jetzt ist es geschafft: AKK ist die 
neue CDU-Bundesvorsitzende

Mit 33 ist Paul Ziemiak der jüngste 
CDU-Generalsekretär aller Zeiten

Über 400 Anträge wurden zum 
Bundesparteitag eingereicht

Manfred Weber hielt eine leiden-
schaftliche Rede für Europa

Ein besonderer Gast war Kiews Bür-
germeister, Box-Star Vitali Klitschko

Annegret Kramp-Karrenbauer

ist neue CDU-Bundesvorsitzende
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BERLIN BLICKim

Und sie folgen Hildegard 
Bentele auf den Listenplät-
zen 2 bis 9: 

Der Bank- und Diplomkauf-
mann Carsten Spallek  2 
(47) kennt als  erfahrener 
Bezirksstadtrat in Mitte sehr 
gut die  die für Berlin wichti-
ge Fördersystematik der EU. 

Für die 29jährige Susanne 
Zels 3 ist Europa eine Her-
zensangelegenheit. Sie ist u. 
a. Co-Präsidentin bei einem 
Thinktank für Europapolitik. 

Es folgt Christian Gräff 4. 
Er ist direkt gewähltes Mit-
glied des Abgeordnetenhau-
ses aus Marzahn-Hellersdorf 
und MIT-Landesvorsitzender. 

Der Rechtsanwalt Jörg 
Schumacher 5 (54) kandi-
diert erneut für Europa auf 
Listenplatz 5. 

Die Unternehmerin Beate 
Roll 6 (58) engagiert sich 
u. a. als Botschafterin für 
Europäische Unternehmens-
gründungen. 

Ihr folgt in der Liste die 
30jährige Referendarin 
beim Kammergericht  
Katharina Trump 7. 

Auf dem achten Listenplatz 
findet sich Steffen Helbing 
8 (48). Er ist u. a. Vorsitzen-
der des Landesverbandes 
der Gehörlosen Branden-
burg e. V. und in internatio-
nalen Organisationen aktiv. 

Sebastian Steinert 9 
schließt die Liste als Jüngs-
ter (19) und als europaweit 
engagierter Student.

Dank an  
Joachim Zeller

Mit stehenden Ovationen wurde er verabschiedet. 
Joachim Zeller vertritt Berlin seit 2009 im Europä
ischen Parlament und wurde im Jahr 2014 bei den 
Europawahlen durch die Wählerinnen und Wähler 

bestätigt. Der 66jährige 
tritt zur nächsten Wahl 
nicht mehr an, bleibt aber 
seiner Leidenschaft Europa 
in zahlreichen Funktionen 
verbunden.

„Es gibt eben sehr viel Angebot in 
Berlin“, sagt Burkard Dregger. „Da-
mit haben wir alle zu kämpfen.“ Er 
sitzt in einem Besprechungsraum 
im hinteren Teil der Kloster-An-
lage. Neben ihm sitzen der Pan-
kower Abgeordnete Stephan Lenz 
und Georg Schubert, Projektleiter 
des Klosters, der nickt, während 
Dregger spricht.  

Auch wenn sich der ehemali-
ge Ost-Bezirk Pankow durch den 
Zuzug gewandelt habe und die 
Kirchgemeinde so einige Neu-
mitglieder dazu gewann, sinken 
insgesamt auch ihre Mitglie-

de rza h le n . 
Gute Erfah-
rungen ma-
chen sie vor 
allem, wenn 
sie Themen-
abende auf 
drei, vier Ver-
anstaltungen 
begrenzen. 
Projektarbeit 
statt langfris-
tiger Bindung. 

Der ei-
g e n t l i c h e 
Grund des 
T r e f f e n s 
an diesem 
Morgen ist 
jedoch nicht 
die Mitglie-
deranspra-
che sondern 
der 100 Jahre 
alte Turm der 
Segenskirche. 
Der ist sa-
nierungsbe-
dürftig. Rund 
670.000 Euro 
kostet das 
Projekt. 

Der Ber-
liner Se-
nat und die 
Staatsminis-
terin für Kul-
tur und Me-
dien haben 

geholfen; auch die Lotto Stiftung 
durch den Einsatz von Burkard 
Dregger. Doch es braucht noch 
mehr Spenden und Fördermittel. 
Und so besucht Dregger, in seiner 
Funktion als Fraktionsvorsitzen-
der, das Kloster, um sich einen 
weiteren Eindruck zu verschaffen.

Seit rund einem halben Jahr 
bekleidet er das neue Amt. Seither 
ist sein Tag noch voller geworden, 
als er es als innenpolitischer Spre-
cher und direkt gewählter Wahl-
kreisabgeordneter ohnehin schon 
war. 

Zurück im Auto brummt das 
Handy. Ein Blick auf die Presse: 

„Clan-Gipfel in Berlin“. Dregger 
sagt: „Wenn der Innensenator 
meint, dabei auf unsere Exper-
ten wie Falko Liecke verzichten 
zu können – unseren Vorschlag 
einer stadtweiten Konferenz mit 
allen verantwortlichen Stellen hat 
er jedenfalls gerne aufgegriffen.“  

Es geht zum nächsten Termin 
zurück ins Abgeordnetenhaus. 
Viele Themen sind neu in der Ar-
beit des Fraktionsvorsitzenden. 

Am frühen Nachmittag sitzt er 
mit der Liga der Spitzenverbände 
der freien Wohlfahrtspflege zu-
sammen, die der CDU-Fraktion 
ihre Bedenken zur Umsetzung des 
Teilhabegesetzes in Berlin vor-
tragen wollen. Mit dabei sind die 
fachpolitischen Sprecher Maik 
Penn, Tim Zeelen und Stephan 
Standfuß. „Die Vielzahl der The-
men verschafft mir einen noch 
tieferen Einblick in die Proble-
me unserer Stadt“, sagt Dregger. 
„Wir wollen und werden die Re-
gierungsverantwortung zurück-
erobern. Die Berlinnerinen und 
Berliner haben eine bessere Re-
gierung verdient.“

An diesem Donnerstag will 
Rot-Rot-Grün die „Gemein-
schaftsschule“ beschließen. 
Burkard Dregger schüttelt ver-
ständnislos den Kopf. „Das ist an 
Ideologie fast nicht mehr zu über-
bieten. Wenn diese Schulform in 
Berlin Standard wird, starten un-

sere Kinder mit noch schlechteren 
Chancen in ihr Leben als in den 
anderen Bundesländern.“

Dregger hat selbst drei Kin-
der – und humpelt an diesem 
Morgen leicht, als er das Abge-
ordnetenhaus betritt. „Das war 
mein Sohn. Der macht Ju-Jutsu 
und tritt ganz schön zu.“ Dregger 
lacht. Am Sonntag sei er immer 
sein Sparings-Partner, da müsse 
er sich als Vater unter der Woche 
gut benehmen. 

18 Uhr: Letzter Termin an 
diesem Tag. Dregger sitzt bei 
schummrigem Licht in der Aula 
der Reginhard Grundschule in 
seinem Wahlkreis Reinicken-

dorf-Ost am Lettekiez und nimmt 
teil an einer Diskussionsrunde 
zum Thema „Mietrecht“. Rund 40 
Anwohner sind gekommen. Viele 
beschweren sich über die Umlage 
der Modernisierungskosten und 
die generell steigenden Mietprei-
se. Das Geld sitzt hier für nieman-
den locker. Dregger erzählt von 
einer Eigentümerin, die rund 80 
Kleingärtenverträge auf ihrem 
Grundstück gekündigt habe, ver-
mutlich um dort gewinnbringen-
dere Wohnungen zu bauen. Ein 
Gespräch mit den Kleingärtnern, 
das er versuchte zu vermitteln, 
habe die Eigentümerin abgelehnt. 
„Dieses Verhalten war in der Sache 
sicher nicht hilfreich.“ Doch aller 
Tage Abend war das noch nicht.

Ein Tag mit
Burkard Dregger

Es war ein ereignisreicher Tag in 
Adlershof, wo am Samstag, dem 
10. November, die Delegierten der 
CDU Berlin die Kandidatinnen 
und Kandidaten zur Europawahl 
im kommmenden Mai kürten. 
Mit 141 Stimmen wählten die 
Delegierten Hildegard Bentele 
zur Spitzenkandidatin unserer 
Landespartei - nach zwei lei-
denschaftlichen Reden von ihr 
und unserem Bezirksstadtrat aus 
Mitte, Carsten Spallek, der ihr als 
faierer Verlierer ohne zu zögern 
seine volle Unterstützung für den 
kommenden Wahlkampf zusagte.

 „Man muss Europa kennen, 
um es zu können“, sagte Hildegard 
Bentele in ihrer Rede. „Ich brenne 
für Europa.“

 Hildegard Bentele ist eine Eu-
ropäerin aus ganzem Herzen. 1976 
in Ludwigsburg geboren, studierte 
sie Politische Wissenschaft, Neu-
ere Geschichte und Öffentliches 
Recht in Heidelberg, Paris, Brüssel 
und an der FU Berlin. Nach dem 
Diplom absolvierte sie die Diplo-
maten-Ausbildung des Auswärti-
gen Amtes und arbeitete an den 
Deutschen Botschaften in Zagreb 
und Teheran. 

 
2011 wurde sie für Tempfel-

hof-Schöneberg ins Abgeordne-
tenhaus von Berlin gewählt, wo 
sie zunächst schul- und euro-
papolitische Sprecherin für die 
CDU-Fraktion war und heute 
bildungspolitische Sprecherin 

ist. Sie ist stellvertretende Frakti-
onsvorsitzende. Als Delegierte der 
Europäischen Volskpartei nahm 
sie zuletzt am EVP-Kongress in 
Helsinki teil, auf dem Manfred 
Weber zum EVP-Spitzenkandi-
daten gewählt wurde.

 
Hildegard Bentele setzt sich in 

Berlin vehement für eine bessere 
Bildungspolitik ein. Nach 20 Jah-
ren SPD-Bildungspolitik ist Berlin 
das Schlusslicht der Bundesländer 
beim Bildungsvergleich. Marode 
Schulen, grassierender Lehrer-
mangel, Einsatz nicht-qualifi-
zierter Lehrer um die Löcher zu 
stopfen. Zuletzt will Rot-Rot-Grün 
die „Gemeinschaftsschule“ als 
„Regelschule“ gesetzlich veran-
kern, ohne dass es qualifizierte 
Studien gibt, die einen Lehrerfolg 
dieser Schulart beweisen würden.

 Im Europa-Wahlkampf wird 
deshalb für sie neben den großen 
Fragen der weiteren Europäischen 
Integration auch die Bildung eine 
wichtige Rolle spielen: Wie kön-
nen Schüler zum Beispiel für das 
Thema Europa besser sensibiliert 
werden? Sie dürfen gespannt sein.

Es ist früh am Morgen in Pankow. An 
der Schönhauser Allee, gegenüber der 

Kulturbrauerei, ragt der Turm des Stadt-
klosters „Segen“ in die Höhe. 

Hildegard Bentele 
für Europa

3
7

8

9

4

5
6

Monika Grütters gratuliert  
Hildegard Bentele zur Wahl

Ein aktuelles Vorstel-
lungsvideo finden Sie auf 
der Facebookseite unter 
Videos oder im Youtubeka-
nal der CDU Berlin
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BERLIN BLICKim

Frühlingsball 2019

Der Vorstand des Polizeiarbeits-
kreises der Berliner CDU und 
Hotel Steglitz International 
laden zum 40. großen Frühlings-
ball 2019 ein!

Durch das Programm führt 
Sie wieder der innenpolitische 
Sprecher der Berliner CDU, Dr. 
Robbin Juhnke. 

Es erwarten Sie ein tolles Büfett, 
etliche Über-
raschungen 
und aus-
gezeichnete 
Tanzmusik mit 
dem „Berlin 
Starlight Or-
chestra“!

Die Tombola 
(im Eintrittspreis enthalten) 
bietet wieder einige tolle Preise!

Samstag, den 23. März 2019.

Einlass ab 19 Uhr 
Beginn: 20 Uhr, Ende: 1 Uhr

Im Hotel Steglitz International, 
Albrechtstr. 2, 12165 Berlin. 
Großer Ballsaal und Vorhalle mit 
Bierbar und Büfett.

Eintritt: 45,00 Euro /incl. 
Büfett und Tombola.

Kartenbestellung: Mittwochs 
von 10 – 13 Uhr in der Landesge-
schäftsstelle, unter der Tel. 030/ 
32690430 oder per Fax 030/326 
90 431 und montags – freitags, 
in der Zeit von 9 – 18 Uhr, unter 
der HandyNr.: 0170 949 51 53 
(Frau Diana Reinhardt).

Sie können aber auch den ent-
sprechenden Betrag bis zum 
15.02.2019 überweisen.  
Die Karten werden 
Ende Februar ver-
sandt. 

Berlin ist Sporthauptstadt. 
In mehr als 2.000 Vereinen sind 
Hunderttausende Menschen von 
jung bis alt aktiv. Berlin ist Hei-
mat namhafter und erfolgreicher 
Bundesligisten in vielen Sparten: 
bspw. im Fußball, Handball, Eis-
hockey und Volleyball. Außerdem 
leben hier Olympiasiegern wie 
Mariama Jamanka und die Har-
ting-Brüdern. Es gibt herausragen-
de Leistungszentren und unzähli-
ge Angebote für den Breitensport. 
 

Sport ist nicht nur körperliche Er-
tüchtigung und Gesunderhaltung. 
Sport ist Treffpunkt, sozialpoliti-
sches Scharnier, die bessere Alter-
native zu Drogen, Kriminalität und 
Gewalt. Gerade Jugendliche müssen 
wir deshalb speziell ansprechen, 
sich in den Vereinen zu engagieren. 
 
Als Präsident der Füchse Berlin 
erlebt Frank Steffel seit 2005, wie 
wichtig Vereinsarbeit für den ge-
sellschaftlichen Zusammenhalt ist. 
Weil es immer bedeutet, dass man 

etwas für sich tut, aber sich eben 
auch immer für andere einsetzt. 
Heute sind im Sportklub knapp 
4.000 Füchse in 25 Sportarten 
aktiv. Die meisten ehrenamtlich. 
 
Ohne die 60.000 Ehrenamtlichen, 
z.B. als Trainer, Jugend- und Platz-
warte, wären die Berliner Sport-
vereine und das vielfältige Angebot 
zumeist nicht aufrecht zu erhalten. 
Dafür gebührt allen Helfern öf-
fentliche Anerkennung und Dank. 
 
2019 blickt die Handball-Welt auf 
Berlin. Im Jahr 2020 der Bahn-
radsport. Besonders freut sich der 
Bundestagsbgeodnete Steffel, dass 
Berlin im Jahr 2023 Ausrichter der 
Special Olympics World Games 
sein wird. Die Spiele werden mit-
ten in unserer Stadt ausgetragen. 
Mitten in unserer Gesellschaft. Ein 
weiteres wichtiges Signal gelebter 
Inklusion. Genauso wie bei der 
UEFA Euro 2024, wenn natürlich 
auch Berlin Gastgeber sein wird.

BERLIN BLICKim
Die Freude war groß als Sie-

mens-Vorstandschef Joe Kaeser 
verkündete, den Siemens Innova-
tionscampus nicht in China, nicht 
in den USA, sondern hier in Ber-
lin bauen zu wollen. Wochenlang 
war zuvor hinter verschlossenen 
Türen zwischen Siemens, dem 

Senat und dem Bezirk Spandau 
verhandelt worden. Lange sah 

es so aus, als ob das anfängliche 
Zögern des Regierenden Bürger-
meisters Müller und seiner Wirt-
schaftssenatorin Pop Berlin um 
eine Millioneninvestition bringen 
würde.

Über 600 Millionen Euro 
wird Siemens nun in Spandau 

i nv e s t i e r e n . 
Die Siemens-
stadt erlebt ihre 
Wiedergeburt. 
Die Begriffe 
Zukunft und 
Innovation wer-
den untrennbar 
mit Spandau 
verbunden sein. 
Hier fing der 
Welterfolg der 
Firma Siemens 
an und hier 
wird nun mit 
dem deutschen 

Silicon Valley ein neues Konzern-
kapitel geschrieben werden.

Daher ist Kai Wegner dankbar, 
dass der heutige Wirtschaftsminis-
ter Peter Altmaier gemeinsam mit 
ihm im März das Gespräch auch 
mit dem Betriebsrat geführt hat. 

Von dieser Entscheidung wird 
nicht nur die Siemensstadt, son-
dern es werden auch der Bezirk 
Spandau und die Stadt Berlin 
insgesamt profitieren. Endlich 
wird der vom Senat in Spandau 
sträflich vernachlässigte Ausbau 
des ÖPNV angegangen werden 
müssen. 

Die Entscheidung des Sie-
mens-Vorstandes zeigt einmal 
mehr, dass man sich aktiv um 
solche Investitionen kümmern 
muss. Berlin ist eine attraktive Me-
tropole und verdient mehr solcher 
Projekte. Ich hoffe sehr, dass die 
Linkskoalition in Berlin das nun 
endlich auch versteht. 

Anstelle Investoren wie Goog-
le aus der Stadt zu drängen, muss 
der Wirtschaft im wahrsten Sinne 
des Wortes der rote Teppich aus-
gerollt werden.

Tätigkeiten ändern sich fun-
damental. Viele Menschen haben 
Angst, im digitalen Zeitalter nicht 
mithalten zu können. Zukünfti-
ge Erwerbsbiographien werden 

von immer häufigeren Tätigkeits-
wechseln geprägt sein. Aber: In 
Summe werden wahrscheinlich 
mehr Arbeitsplätze entstehen als 
wegfallen werden. Dabei ist klar: 

Der digitale Wandel schenkt uns 
viele neue Chancen und kann viel 
Wohlstand generieren. Aber wir 
müssen die Menschen mitneh-
men. Mit der richtigen Strategie 

wird niemand abge-
hängt. Weiterbildung 
steht dabei im Zentrum. 
Schon heute gibt es allein 
über 4,5 Mio. Weiterbil-
dungsangebote. Für den 
Einzelnen ist es aber sehr 
schwer, sich zurecht zu 
finden.

Mit MILLA wollen 
wir eine nationale Wei-
terbildungsplattform 

schaffen, auf der neues kurzwei-
liges, flexibles und mobiles E-le-
arning bereitsteht und bestehen-
de Angebote koordiniert werden. 
MILLA berücksichtigt die per-

sönlichen Interessen und stellt 
unterhaltsames Lernen in den 
Vordergrund (Skilltainment).

MILLA schafft auch ein neues 
Arbeitsplatznetzwerk, das indivi-
duell und regional Arbeitgeber 
mit Arbeitnehmern verbinden 
kann, um Fachkräftemangel wirk-
sam zu bekämpfen. Außerdem 
kann MILLA Kompetenzen do-
kumentieren, die bislang schwer 
oder gar nicht zu erfassen sind, 
beispielsweise aus Ehrenamt. 
MILLA wird eine Infrastruktur, 
die ganz neue Märkte eröffnet. Die 
CDU möchte MILLA als wesentli-
chen Bestandteil der nationalen 
Weiterbildungsstrategie.

Das Ehremamt 
macht´s möglich

MILLA – Modulares Interaktives 
Lebensbegleitendes Lernen für Alle

Siemens baut auf Berlin

Die SPD wird sich – anders als es 
die BZ in ihrer Ausgabe vom 15. 
November gern sehen würde – 
wohl nicht bei Eberhard Diepgen 
entschuldigen. Das, was „Berliner 
Bankenskandal“ genannt wurde, 
ergänzt durch eine rechtswidri-
ge Spende an die CDU, nutzte die 
SPD, um die erfolgreiche Große 
Koalition unter dem Wahlsieger 
des Jahres 1999, Eberhard Diep-
gen, bereits im Sommer 2001 
platzen zu lassen und den Weg 
zu einer Zusammenarbeit mit der 
Linkspartei zu öffnen. 

Inzwischen hat der aktuelle 
Finanzsenator, Matthias Kollatz 
(SPD), den Sachverhalt aus finan-
zieller Sicht für erledigt erklärt, 
Landesbürgschaften seien des-
halb nicht mehr nötig. Michael 
Müller sprach von einem Ausgang 

„plus minus null“. Andere rech-
nen sogar mit einem Plus. Der 
haushaltspolitische Sprecher der 
CDU-Frak-
tion Chris-
tian Goiny 
spricht in 
diesem Zu-
s a m me n -
hang kri-
tisch von 
„20 Jahren 
K a m p a g -
ne“ nach 
dem Motto 
„Die CDU 
ist Schuld – 
und zwar al-
leine, außer-
dem wird es Berlins Ende sein“. 

Die strafrechtlichen Ver-
fahren gegen Bank-Verant-
wortliche, u.a. dem ehemaligen 

CDU-Fraktionsvorsitzenden 
Klaus Landowksy, endeten bereits 
2011 mit Freispruch. Nun endet 
also auch die finanzielle Seite. 

Als Nachsatz lohnt sich die 
Feststellung, dass andere Bundes-
länder einige Jahre später - in der 

Finanzmarktkrise vor gut zehn 
Jahren - tatsächlich Milliarden-
verluste wegen ihrer Landesban-
ken hatten hinnehmen müssen.

SPD-Entschuldigung?
Wird wohl ausbleiben.

CLANKRIMINALITÄT - 
LIECKE MACHT DRUCK
Das Gewaltmonopol liegt beim 
Staat. Diese Gewissheit wurde 
nicht zuletzt durch die tödlichen 
Schüsse auf den stadtbekannten 
Intensivtäter Nidal R. im Bezirk 
Neukölln erneut erschüttert. 

Für CDU-Stadtrat Falko Liecke 
spielen im Kampf gegen kriminelle 
Clans das Geld und die Kinder die 
zentrale Rolle: „Wir müssen ihnen 
die Autos wegnehmen, die Immo-
bilien beschlagnahmen, die Rolex 
einkassieren und die Kinder raus-
nehmen. Es muss maximal unat-
traktiv sein, Straftaten zu begehen.“

Es geht ihm besonders auch 
um den Kinderschutz: „Wenn die 
ersten drei Brüder Intensivtäter 
sind und die Eltern das auch noch 
unterstützen, ist es die Pflicht des 

Staates , weiteren Schwerverbe-
chernachwuch zu verhindern und 
die Kinder haben ein Recht auf ein 
gutes Aufwachsen, ohne von den 
Clans in die Kriminalität getrieben 
zu werden. Kein Kind wird krimi-
nell geboren – die Clans machen 
sie dazu.“

Dabei betont Liecke, dass das 
Elternrecht sehr schwer wiegt. Nur 
als letztes Mittel dürften Kinder 
aus Familien genommen werden. 
Um eine gerichtsfeste Grundlage zu 
erarbeiten, ist Liecke im Gespräch 
mit Abgeordneten, Richtern und 
anderen Experten. Er ist überzeugt: 
„Es wurde viel zu lange weggese-
hen. Wir müssen jetzt handeln.“ 
Der Landesvorstand der CDU hat 
bereits im September ein Gesamt-
konzept gegen kriminelle Clans 
beschlossen. Der Kreisverband 
Neukölln hatte darüber hinaus 
einen umfassenden Antrag zu 
bundespolitischen Maßnahmen 
auf dem Bundesparteitag der CDU 
Deutschlands, am 7. und 8. Dezem-
ber, eingebracht. 

Heilmann kämpft mit Skilltainment gegen 
Arbeitslosigkeit und Fachkräftemangel
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Sollte man  
gesehen haben

So ganz unsen-
timental ging´s 
dann doch nicht. 
Der Bundespartei-
tag verabschiedet 
Angela Merkel mit 
diesem Video.

Quasi live hat die 
CDU Berlin aus 
Hamburg berich-
tet. Die besondere 
Stimmung spürt 
man jetzt noch.

In 31 Video-Clips 
„tarnen“ die Abge-
ordneten der CDU 
Fraktion ihre Forde-
rungen an den Ber-
liner Senat als Wünsche. Gute Ideen, 
weihnachtlich verpackt.

Mitte
Triftstraße 41, 13353 Berlin 
Tel.: 395 27 80, Fax: 3903 4144
Email: kreisgeschaeftsstelle@cdumitte.de
Internet: www.cdumitte.de

BERLIN

Steglitz-Zehlendorf
Clayallee 349, 14169 Berlin
Tel.: 8010 9410, Fax: 8010 94119
Email: kontakt@cdusz.de
Internet: www.cdusz.de

BLICK

Friedrichshain-Kreuzberg
Markgrafenstraße 87, 10969 Berlin
Tel.: 2529 9580, Fax: 2529 9582
Email: info@cdu-friedrichshain- 
kreuzberg.de Internet: www.cdu- 
friedrichshain-kreuzberg.de

im
Lichtenberg
Normannenstr. 1-2, 10367 Berlin
Tel.: 5130 51200, Fax: 5130 51209
Email: post@cdu-lichtenberg.de
Internet: www.cdu-lichtenberg.de

Neukölln
Britzer Damm 113, 12347 Berlin
Tel.: 687 22 99, Fax: 688 09 747
Email: info@cdu-neukoelln.de
Internet: www.cdu-neukoelln.de 

Treptow-Köpenick
Dörpfeldstr. 51, 12489 Berlin
Tel.: 6397 9871, Fax: 6397 9872
Email: info@cdu-tk.de
Internet: www.cdu-tk.de

Pankow
Berliner Straße 38, 13189 Berlin
Tel.: 428 74 81, Fax: 428 06 377
Email: kgs@cdupankow.de
Internet: www.cdupankow.de 

Reinickendorf
Oraniendamm 6-10, Aufgang D, 
13469 Berlin, Tel.:  496 12 46 
Fax : 496 30 53, info@cdu-reinicken-
dorf.de, www.cdu-reinickendorf.de 

Spandau
Hoher Steinweg 4, 13597 Berlin
Tel.: 333 11 33, Fax: 333 95 23
Email: info@cdu-spandau.de
Internet: www.cdu-spandau.de 

Charlottenburg-Wilmersdorf
Rathaus Charlottenburg, Raum 229,  
Otto-Suhr-Allee 100, 10585 Berlin
Tel.: 341 35 34
Email: info@city-cdu.de 
Internet: www.city-cdu.de 

Tempelhof-Schöneberg
Kolonnenstraße 4, 10827 Berlin
Tel.: 751 33 88, Fax: 752 22 74
Email: info@cdu-ts.de
Internet: www.cdu-tempelhof-schoeneberg.de 

Wuhletal (Marzahn-Hellersdorf)
Fritz-Reuter-Str. 11, 12623 Berlin
Tel.: 56 69 74 54, Fax: 56 69 74 55
Email: info@cduwuhletal.de 
Internet: www.cduwuhletal.de 

Die CDU in den  
Berliner Bezirken
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Liebe Freundinnen, liebe Freunde,

vor einigen Tagen hielten die Berliner 
Grünen ihren Landesparteitag ab. Dort 
fassten sie einen zentralen Beschluss 
zur Schulpolitik, der zahlreiche Ber-
liner Eltern, die eine gute Bildung für 
ihre Kinder wünschen, erschrocken 
haben muss. Statt sich von der ideolo-
gisch starren, mittlerweile 20-jährigen 
SPD-Bildungspolitik zu lösen, die Ber-
lin die heutige, miserable Bildungslage 
beschert hat, gehen die Grünen sogar 
noch einen Schritt weiter: Sie wollen 
die sogenannte „Gemeinschaftsschu-
le“ ausbauen, die bislang nur ein Pi-
lotversuch war. Damit treiben sie die 
Gleichmacherei auf die Spitze. 

Dabei belegen zahlreiche Studien, 
dass die Gemeinschaftsschule eben 
nicht(!) die unterschiedlichen Schü-
lerinnen und Schüler besser fördert - 
vielmehr ist erwiesen, dass schwächere 
Schüler größere Erfolge in homogenen 
Leistungsgruppen erreichen.

Die CDU Berlin war immer und ist 
nach wie vor klar gegen einen einseiti-
gen Ausbau der Gemeinschaftsschule 
in Berlin, die ohne Notenvergabe aus-
kommt, Schüler dem eigenen, selbst-
strukturierten Arbeiten überlässt und 
die Klassengemeinschaft auflöst. Das 
kann für viele Kinder ja gut sein - aber 
dieser Bildungstyp muss ein freiwilli-
ges Modell bleiben. Deshalb halten wir 
mit aller Entschiedenheit an unserer 
Forderung fest, ein Widerspruchsrecht 
für Eltern einzuführen, denn ohne ein 
solches Widerspruchsrecht hätten El-
tern keinerlei Möglichkeit, ihr Kind auf 
eine andere Schulform zu schicken, 

wenn sie im Einzugsgebiet einer Ge-
samtschule wohnen. 

Immerhin ist es der CDU-Frakti-
on zu verdanken, dass Rot-Rot-Grün 
zumindest die Berücksichtigung von 
Geschwisterkindern bei Neuzuschnitt 
des Schuleinzugsgebiets vor der Än-
derung des Berliner Schulgesetzes 
berücksichtigt hat.

Die CDU Berlin und ihre Fraktion 
fordern jedoch weitere Schritte: Wir 
sind vehement gegen eine Schwächung 
des Gymnasiums und fordern für ein 
leistungsfähiges Gymnasium die Ver-
kürzung des Probejahrs auf ein Halb-
jahr, die automatische Verleihung des 
MSA an Gymnasien bei der Versetzung 
in die Klasse 11 und die Abschaffung 
der Schulplatzverlosung. Des Weiteren 
müssen in der Grundschule endlich die 
Leistungen durch ein engeres Lernmo-
nitoring gesteigert werden.

Berlin braucht eine der Vielfalt ver-
pflichtete Schulpolitik, die auf die ganz 
unterschiedlichen Talente, Bedürfnisse 
und Anforderungen jedes einzelnen 
Kindes und jedes einzelnen Jugend-
lichen eingeht. Die Berliner Grünen 
haben auf ihrem Landesparteitag ein-
drücklich bewiesen, dass sie dafür ganz 
offenbar die falsche Partei sind. Ich 
kann mich nur wundern über eine der-
art rabiate Bildungspolitik - so treiben 
die Grünen ihre Wählerklientel jeden-
falls geradewegs an die Privatschulen.

Wissen das die Wähler/innen 
der Grünen?
Ein Zwischenruf zur grünen Bildungspolitik von Monika Grütters
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Wir Christdemokraten grenzen uns ab, aber nicht 
aus. Wir Christdemokraten streiten und zwar 
nicht zu knapp, aber niemals hetzen wir. Wir 
Christdemokraten machen keine Unterschiede 
bei der Würde der Menschen, wir Christdemo-
kraten dienen den Menschen unseres Landes.“

„

Was, wenn Gott  
einer von uns wäre?

What if God is one of us? „Nur ein 
Chaot wie wir, nur ein Fremder 
im Bus, der versucht nach Hause 
zu kommen.“ So singt es Joan Os-
borne in ihrem Lied „One of Us“. 

Wie wäre es, wenn Gott heu-
te wirklich einer von uns wäre? 
Wenn er plötzlich vor uns stünde, 
als ganz normaler Mensch, mit 
dem man direkt sprechen kann.
Würden wir ihm denn überhaupt 
glauben?

Gott sagt es selbst - er zeigt 
sich in der Bibel in allen mögli-
chen Gestalten: Als Wetterphä-

nomen, als Säuseln im Wind, als 
ein eigenes Gefühl. 

Gott ist anders als wir es oft 
denken. Nicht fern und fremd 
im Himmel, sondern mitten un-
ter uns. Genau deshalb feiern 
wir Weihnachten, weil Gott sich 
uns zeigt.

Auch damals wurde er, ent-
gegen aller Vorstellungen eines 
großen Königs, klein und ver-
letzlich, als Baby in einem Stall 
geboren.

Mitten in unsere Welt, als 
einer von uns. Mit all den da-

zugehörigen Ge-
fühlen: Der Lie-
be, der Freude, 
den Schmerzen 
einer Geburt - 
nichts ist ihm 
fremd.

Und doch 
bedeutet sein 
Menschsein noch 
so viel mehr. Jesus 
kommt in unsere 
Welt, damit wir 
durch die Tiefen 
unseres Lebens 

nicht alleine gehen müssen. 
Denn er selbst ist in seinem Le-
ben durch die Tiefen gegangen.

Er trägt unsere Lasten. Unse-
re Gedanken um unsere Zukunft 
oder die unserer Kinder. Unse-
re Sorgen um unsere Liebsten. 
Denn durch ihn zeigt Gott uns, 
dass er uns liebt. 

Er ist bei uns, wenn wir uns 
fragen, wo unseren Platz in die-
ser oft so verwirrenden und ka-
putten Welt ist. Denn er weiß was 
es bedeutet Mensch zu sein.

Und er weiß auch was es be-

deutet, trotz all dem Menschlich-
keit zu zeigen. Deshalb macht 
er uns Mut menschlich zu sein. 
Vielleicht verlangten wir von Gott 
oft Dinge, an denen wir eigentlich 
selbst etwas ändern könnten. Sei 
es einander in Liebe zu begegnen, 
weniger zu streiten oder mutig 
und laut in dieser Welt auch für 
andere einzutreten.

Wir sind mehr, als wir es oft 
von uns selbst glauben. Weil Gott 
uns zeigt, was es bedeutet Mensch 

zu sein. Und wie wir wahre 
Menschlichkeit zeigen und uns 
in Liebe begegnen können.

Eine gesegnete Advents- und 
Weihnachtszeit wünscht Ihnen 
Theresa Brückner.

Die angehende Pfarrerin 
Theresa Brückner, 31 Jahre, 
geboren in Berlin, finden 
Sie auf Instagram und   
Twitter unter therasaliebt.

Angela Merkel, Bundesparteitag in Hamburg

17:00 Uhr: Christvesper für Trauernde, 
Kapelle des Friedhofs Mariendorf, Frie-
denstr. 12-14, 12107 Berlin

17:00 Uhr: Christmette für Familien ge-
staltet vom Kirchenchor St. Augustinus, St. 
Augustinus, Dänenstr. 17, Prenzlauer Berg 

18:00 Uhr: Rundfunkgottesdienst mit 
Bischof Dr. Markus Dröge in der St.  
Marien-Kirche am Alexanderplatz

22:00 Uhr: Weihnachtsgottesdienst der 
Berliner Stadtmission im Berliner Haupt-
bahnhof mit Jocelyn B. Smith! 

23:00 Uhr: Christmette mit Erzbischof Dr. 
Heiner Koch, Sankt Hedwigs-Kathedrale, 
Bebelplatz, Berlin-Mitte

25.12.2018  
0.00 Uhr: Christmette, Rosenkranz- 
Basilika, Kieler Straße 11, Steglitz

WEIHNACHTSGOTTESDIENSTE


